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Die digitale Infrastruktur ist das Rückgrat einer modernen und wettbe-
werbsfähigen Wirtschaft. Rechenzentren nehmen hierbei eine zentrale 
Rolle ein, denn sie ermöglichen die Nutzung und Weiterentwicklung digi-
taler Technologien, die unser tägliches Leben prägen und die Grundlage 
für Innovation und Wachstum schaffen.

Hessen zählt heute mit einer IT-Anschlussleistung von ca. 1.000 Mega-
watt zu den stärksten Standorten für Rechenzentren in Kontinentaleuro-
pa. Mit einem der weltweit größten Internetknotenpunkte, dem DE-CIX, 
einem hohen Anteil an Colocation-Kapazitäten und umfangreichen Inves-
titionen von globalen Technologieunternehmen hat sich unser Land zu  
einem vitalen, digitalen Ökosystem weiterentwickelt – mit mittlerweile über 
130.000 Beschäftigten. Diese Position wollen wir gezielt weiter ausbauen 
und die Rahmenbedingungen des Rechenzentrumsstandorts beständig 
verbessern. Dabei müssen die teilweise unterschiedlichen Interessen von 
Rechenzentrumsunternehmen, Stromnetzbetreibern und Anwohnern be-
rücksichtigt und in tragfähige Lösungen zusammengeführt werden. Wir 
setzen hierbei auf eine enge Zusammenarbeit und den kontinuierlichen 
Dialog, um den Rechenzentrumsstandort Hessen nachhaltig und zukunfts-
orientiert zu stärken.

Bei der Ansiedlung von Rechenzentren stehen Kommunen unzweifelhaft 
vor komplexen Herausforderungen – von der Flächenverfügbarkeit bis hin 
zu Energie- und Nachhaltigkeitsfragen. Der Leitfaden bündelt bestehen-
des Wissen und Praxiserfahrungen aus Gesprächen und Best-Practice-Bei-
spielen. Mit dem Leitfaden und unserem Rechenzentrumsbüro als erste 
Anlauf- und Beratungsstelle, möchten wir Sie, die kommunalen Vertrete-
rinnen und Vertreter, gezielt unterstützen und ihnen praxisnahe Informati-
onen und Vorschläge an die Hand geben, um den Rechenzentrumsstand-
ort Hessen nachhaltig weiterzuentwickeln. Gemeinsam für ein starkes und 
zukunftssicheres digitales Hessen. 

Prof. Dr. Kristina Sinemus
Hessische Ministerin für 
Digitalisierung und Innovation

1	  Vorwort
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Gestaltungsspielräume nutzen –  
Rechenzentren erfolgreich ansiedeln 
Die zunehmende Nachfrage nach Rechenzentrumskapazitäten verändert 
die Rechenzentrumslandschaft in Deutschland grundlegend. Während 
kleinere, dezentrale Rechenzentren in der Vergangenheit vorherrschten, 
gewinnen heute größere Colocation- und Cloud-Rechenzentren an Bedeu-
tung. Diese Entwicklung ist vor allem auf die hohen Sicherheitsstandards 
und die effiziente Energienutzung sowie auf die wirtschaftlichen Skalen-
effekte dieser Zentren zurückzuführen. Gleichzeitig bringt der wachsende 
Markt für Rechenzentren neue Herausforderungen mit sich, die bereits im 
Ansiedlungsprozess berücksichtigt werden müssen – diese betreffen ins-
besondere den Energie- und Ressourcenverbrauch der Gebäude.

Die Metropolregion Frankfurt/Rhein-Main stellt ein zentrales Beispiel für 
diese Entwicklung dar. Als einer der bedeutendsten Finanzstandorte Euro-
pas, Standort eines der weltweit größten Internetaustauschknoten DE-CIX 
und wichtiger Akteur im globalen Datentransfer, bietet Frankfurt ideale 
Voraussetzungen für Rechenzentren. Durch die Nähe zu DE-CIX lassen 
sich hohe Bandbreiten zu niedrigen Kosten bereitstellen und geringe La-
tenzzeiten gewährleisten. Diese Standortfaktoren tragen wesentlich zur 
Attraktivität der Region für Rechenzentrumsbetreiber bei.

Dieser Leitfaden bündelt die bisher verfügbaren Handreichungen und 
erweitert diese auf Basis von Gesprächen mit Vertretern von Kommunen, 
Rechenzentrumsbetreibern, der Wirtschaftsförderung sowie Verbänden. 
Diese Gespräche dienten dazu, Erfahrungen und Best-Practice-Beispie-
le zu sammeln, Steuerungsmechanismen kennenzulernen und fundierte 
Empfehlungen formulieren zu können. Die gewonnenen Erkenntnisse 
sind in den Leitfaden eingeflossen und bieten den Kommunen wertvolle 
Hilfestellungen für eine strukturierte Entscheidungsfindung bei der An-
siedlung von Rechenzentren.

Der vorliegende Leitfaden beleuchtet unterschiedliche Faktoren bei der 
Ansiedlung von Rechenzentren (Abbildung 1) und vermittelt Kommunen 
einen grundlegenden Rahmen, welche positiven Aspekte von Rechen-
zentren besonderes Augenmerk erhalten müssen und an welchen Stel-
len es sinnvoll ist, steuernd einzugreifen. Damit soll die Zusammenarbeit 
zwischen den verschiedenen Stakeholdern bei der Rechenzentrumsan-
siedlung erleichtert werden. Insbesondere vor dem Hintergrund der kom-
munalen Wärmeplanung, aber auch bei der Realisierung von weiteren 
Nachhaltigkeitspotenzialen kann der Leitfaden unterstützen. Hessen kann 
bereits einige sehr gute Fallbeispiele anführen, dass eine solche positive 

2	  Einleitung
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Ausgestaltung von Hanau über Hattersheim bis Raunheim und Dietzen-
bach möglich ist. 

Wir können die Kommunen hier nur ermutigen, sich zu vernetzen, um von-
einander zu lernen und auch den aktiven Kontakt mit dem hessischen Re-
chenzentrumsbüro und der Rechenzentrumsbranche zu suchen, um künf-
tige Projekte noch besser zu gestalten. 

Hinweis: Die Informationen in diesem Leitfaden sind sorgfältig geprüft 
und wurden nach bestem Wissen bereitgestellt. Sie dienen allgemeinen 
Informationszwecken. Wir übernehmen keine Gewähr für die Richtigkeit, 
Vollständigkeit oder Aktualität der in diesem Leitfaden enthaltenen Infor-
mationen.

Die in diesem Leitfaden bereitgestellten Informationen stellen keine 
Rechtsberatung dar und sollen keine rechtlichen Fragen oder Probleme 
behandeln, die in individuellen Fällen auftreten können. Sie sind allgemei-
ner Natur und dienen ausschließlich zu Informationszwecken. Wenn Sie 
rechtlichen Rat für Ihre individuelle Situation benötigen, sollten Sie den 
Rat von einem qualifizierten Anwalt einholen. 

Standortsuche für Rechenzentren 
Die Wahl des richtigen Standorts für ein Rechenzentrum ist ein komplexes 
Zusammenspiel aus „harten“ und „weichen“ Faktoren sowie Kriterien, die 
sich grob in unverzichtbare, empfohlene und optionale Anforderungen 
einteilen lassen. Einige dieser Faktoren können in messbaren, physikali-
schen Größen ausgedrückt werden, z. B. Sicherheitsabstände oder Ener-
gieverbräuche. Andere beruhen hingegen auf Erfahrungswerten aus ver-
schiedenen Marktsektoren und Branchen, wie beispielsweise öffentliche 
Akzeptanz oder Genehmigungsprozesse.

Die in Abbildung 1 dargestellten Faktoren erheben keinen Anspruch auf 
Vollständigkeit; sie sollen vielmehr einen Einblick in die Vielschichtigkeit 
dieses Entscheidungsprozesses geben.
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Abbildung 1: Aggregierte und generalisierte Darstellung unterschiedlicher Faktoren bei der Ansied-

lung von Rechenzentren (Quelle: eigene Darstellung nach Arcadis Germany GmbH)
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Aufgrund des DE-CIX-Internetknotenpunkt hat die Region Frankfurt/
Rhein-Main eine bedeutende Rolle für Rechenzentren. Der zunehmen-
de Mangel an geeigneten Gewerbeflächen mit Stromanbindung führt 
dazu, dass Rechenzentrumsbetreiber ihre Standortsuche immer weiter 
in die Umgebung von Frankfurt ausdehnen und zunehmend auch in rela-
tiv kleinen Kommunen vorstellig werden. Kommunen mit fehlender oder 
geringer Rechenzentrumserfahrung tun sich dabei oft schwer, die für sie 
relevanten Themen zu identifizieren und mit Rechenzentrumsbetreibern 
oder Planungsbüros inhaltlich auf Augenhöhe Gespräche zu führen. Hinzu 
kommen neue Anforderungen durch das Energieeffizienzgesetz, die kom-
munale Wärmeplanung sowie weitere Fragestellungen zur Nachhaltigkeit. 
Diese Faktoren weisen jedoch auch Synergiepotenzial auf, da Rechenzen-
tren durch ihre Abwärme einen entscheidenden Beitrag leisten können, 
die Ziele der Kommunen in Hinblick auf die Wärmeplanung zu erreichen. 

Eine übergreifende Planung zur strategischen Ansiedlung von Rechenzent-
ren wie die Aufnahme von Rechenzentren in den Landesentwicklungsplan, 
wie von einigen Kommunen und Aktueren vorgeschlagen, wird aufgrund 
der sehr komplexen Abstimmungsprozesse und der Planungshorizonte der-
zeit als nicht zielführend angesehen. Insbesondere ist zu berücksichtigen, 
dass die Rechenzentrumsentwicklung sehr dynamisch verläuft, wohingegen 
das Verfahren zur Änderung des Landesentwicklungsplans zeitaufwendig ist.

Angesichts der wachsenden Herausforderungen des Klimawandels – etwa 
in Form der urbanen Erwärmung und regionalen Wasserknappheit – ist 
eine koordinierte Zusammenarbeit zwischen allen relevanten Akteuren 
unverzichtbar. Die Verfügbarkeit von Strom- und Wärmeinfrastruktur könn-
te dabei als entscheidender Steuerungsfaktor dienen. Ebenso wäre eine 
Verknüpfung mit einer überregionalen Wärmeplanung ein vielverspre-
chender Ansatz.

Planungen finden vorwiegend auf kommunaler Ebene oder vereinzelt auf 
Kreisebene statt. Der vorliegende Leitfaden soll daher den Kommunen 
als praktisches „Werkzeug“ dienen und das Bewusstsein dafür stärken, 
wo interkommunale Zusammenarbeit sinnvoll ist. Zudem wird empfohlen, 
frühzeitig den Dialog mit Rechenzentrumsbetreibern zu suchen, da diese 
großes Interesse daran haben, die Realisierbarkeit ihrer Projekte einschät-
zen zu können.

Zur Unterstützung dieses Dialogs hat das Land Hessen das hessische Re-
chenzentrumsbüro gegründet. Es dient Kommunen, Bürgern und Rechen-
zentrumsbetreibern als zentrale Anlaufstelle. Ziel des Rechenzentrumsbü-
ros ist es, durch den Austausch mit allen relevanten Akteuren nachhaltige 
Ansätze bei der Ansiedlung von Rechenzentren zu fördern und den Wirt-
schaftsstandort Hessen langfristig zu stärken.

3	  Ausgangslage und Herausforderungen in Hessen
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4	  Rolle der Kommune bei der Ansiedlung eines  
			   Rechenzentrums

Kommunen spielen eine wichtige Rolle bei der nachhaltigen Ansiedlung 
von Rechenzentren. Sie haben vielfältige Möglichkeiten von Rechenzent-
rumsbetreibern Maßnahmen für eine sozial, ökologisch und ökonomisch 
förderliche Ansiedlung zu fordern und sie auf dem Weg zu einem nach-
haltigen Rechenzentrum zu begleiten. 

Die Rolle der Kommunen bei der Ansiedlung eines Rechenzentrums liegt 
nicht nur im Bereich hoheitlicher Funktionen wie der Bauleitplanung, son-
dern auch in der Unterstützung eines wirkungsvollen Austauschs mit städ-
tischen Betrieben, Behörden und ggf. Wärme- und Stromnetzbetreibern. 
So können Kommunen bzw. städtische Betriebe (z. B. Wärmenetzbetrei-
ber) gleichzeitig auch aktive Partner eines Rechenzentrums im Rahmen 
der Abwärmenutzung sein oder Umsetzungspartner von Maßnahmen im 
Community Management. 

Insbesondere die Wirtschaftsförderung kann sich aktiv für die „Vermark-
tung“ des Vorhabens nach innen engagieren, d.h. in die zuständigen Be-
hörden, die Politik und die Öffentlichkeit hinein. Sie kann eine Plattform 
für einen wirkungsvollen Austausch schaffen und eine wichtige Vermitt-
lerrolle einnehmen, wenn es darum geht, Nachhaltigkeitsaspekte in Form 
von konkreten Verpflichtungen zu verankern. Aber auch der Aufbau einer 
interkommunalen Zusammenarbeit ist wichtig. Viele Aspekte einer nach-
haltigen Rechenzentrumsansiedlung erstrecken sich über die Grenzen 
einzelner Kommunen hinaus. 

Hieraus ergibt sich folglich ein großes Potenzial für interkommunale Ko-
operation und Abstimmung. 
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4.1	 	Interkommunale  
		 Zusammenarbeit

Die Bauleitplanung gemäß Baugesetzbuch ist eine originäre Aufgabe und 
Verantwortung der einzelnen Kommune. Gleichzeitig zeigt sich jedoch 
zunehmend interkommunaler Abstimmungs- und Zusammenarbeitsbe-
darf – teilweise sogar landkreisübergreifend –, um übergreifende Themen 
wirkungsvoller anzugehen.

Die interkommunale Zusammenarbeit bietet sich insbesondere bei der 
Flächenausweisung, der Wärmeversorgung, den Netzanschlüssen und 
der Planungsunterstützung an. Im Ballungsraum Frankfurt/Rhein-Main be-
steht mit dem Regionalverband Frankfurt/Rhein-Main ein Akteur, der für 
die regionale Flächennutzungsplanung zuständig ist.

4.2	 Flächenausweisung
Die Identifizierung von geeigneten Flächen für Rechenzentren ist auf Basis 
der Kriterien von Kommunen und des Rechenzentrumsmarktes nicht ein-
fach. Einige Kommunen legen Wert darauf, große Flächenversiegelungen 
zu vermeiden, während andere über umfangreiche ungenutzte Gewerbe-
flächen verfügen, die für entsprechende Projekte infrage kommen. Wie im 
Kapitel zu Standortfaktoren (Kapitel 5.3) erläutert, gibt es eine Vielzahl von 
Kriterien, anhand derer eine mögliche Rechenzentrumsfläche bewertet 
werden kann. Dies kann zwar jede Kommune für sich tun, aber die not-
wendigen, über das Gebiet der Kommune hinausgehenden Infrastruktur-
maßnahmen kann sie nicht beeinflussen. 

Wärmeversorgung
Vor dem Hintergrund der kommunalen Wärmeplanung und dem Poten-
zial der Abwärmenutzung aus Rechenzentren ist eine interkommunale Zu-
sammenarbeit in Hinblick auf die Errichtung und den Betrieb von Wärme-
netzen sinnvoll. Gemäß § 4 Abs. 3 Wärmeplanungsgesetz (WPG) können 
Gemeinden die Wärmeplanung gemeinsam durchführen.
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Eine interkommunale Zusammenarbeit bringt hierbei folgende Vorteile:

•	 Vergrößerung der Wärmesenke gemäß § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 2 EnEfG

•	 Interkommunale Wärmenetze können auch kapazitativ größer ausge-
legt werden, sodass die Wärmesenke auch größer ist und ein höhe-
rer Anteil der Abwärme genutzt werden kann. Dies funktioniert aus 
Kostensicht aber im Regelfall nur dort, wo Kommunen relativ dicht 
beieinander liegen. 

•	 Schaffung von Redundanzen in der Einspeisung

•	 Verteilung von Investitionsvolumina

•	 Erzielung einer kritischen Masse an Wärmeabnehmern 

•	 Reduzierung der Abhängigkeit der Wärmeversorgung von einem  
Rechenzentrum 

•	 Wenn mehrere Rechenzentren in ein Netz einspeisen, lässt sich das Risi-
ko reduzieren, dass die Wärmeversorgung bei Auslaufen eines großen 
Liefervertrags mit einem einzelnen Rechenzentrum gefährdet wird.

Netzanschlüsse
Ein zentrales Problem, das von kommunalen Vertretern und Netzbetrei-
bern geschildert wird, ist die Vielzahl unterschiedlicher Akteure, die die-
selben Grundstücke oder Gebiete für Rechenzentren anfragen. Das ver-
zögert die Bearbeitungszeiten und erschwert eine effektive Netzplanung. 
Zudem erfahren Netzbetreiber auf Hochspannungsebene häufig nicht 
rechtzeitig von kommunalen Plänen, Vorrang- oder Ausschlussgebiete 
für Rechenzentren auszuweisen. Es ist sinnvoll, dass Kommunen auf Land-
kreisebene oder regionaler Ebene den Dialog mit relevanten Stromnetz-
betreibern auf Mittelspannungsebene, Hochspannungsebene (z. B. Syna, 
Avacon, Westnetz, ENO …) sowie auf Höchstspannungsebene (Amprion 
und Tennet) suchen, um gemeinsam geeignete Anschlussmöglichkeiten 
und Flächen für neue Umspannwerke zu identifizieren. Auf diese Weise 
können Standorte mit vertretbarem Erschließungsaufwand priorisiert und 
langfristig geeignete Flächen berücksichtigt werden. 

Da ein Netzanschluss auf Mittelspannungsebene unter Umständen eine 
Kaskade von Maßnahmen nach sich zieht, kann so festgelegt werden, wel-
che Flächen am einfachsten erschlossen werden können. Außerdem kön-
nen auch Flächen für neue Umspannwerke der Stromnetzbetreiber iden-
tifiziert werden, wenn diese neuen Umspannwerke erforderlich sind, um 
neue Rechenzentren anzusiedeln. 
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Das derzeitige Vorgehen führt dazu, dass Rechenzentren dort entstehen, 
wo es einem Rechenzentrumsentwickler gelingt, einen Netzanschlussver-
trag zu erwirken. Dies muss jedoch nicht unbedingt den Entwicklungszie-
len der Kommunen entsprechen. Darum legt die Situation eine ganzheit-
liche Planung nahe, in die alle Spannungsebenen einbezogen sind.

Eine überregionale Koordination schafft Synergien und ermöglicht trag-
fähige Lösungen. Solche Abstimmungen sollten daher nicht auf kommu-
naler Ebene, sondern regional organisiert werden, um alle relevanten Ak-
teure effizient einzubinden.

Planungsunterstützung
Rechenzentrumsprojekte sind komplex und stellen insbesondere für klei-
nere Kommunen eine Herausforderung dar. Um hier gezielt Unterstützung 
zu ermöglichen, wird eine stärkere interkommunale Zusammenarbeit 
empfohlen.

Kommunalvertreter betonen insbesondere den Wert eines regelmäßigen 
Austauschs. Durch das Teilen positiver wie negativer Erfahrungen können 
Kommunen voneinander lernen. 

Darüber hinaus regen Kommunalvertreter eine Zusammenarbeit der Kom-
munen bei der Auswahl und Ausschreibung von Planungsleistungen zur 
Unterstützung von Rechenzentrumsprojekten an. Hier bietet es sich an, 
Rahmenverträge mit erfahrenen Planungsbüros abzuschließen, die die 
Kommunen sowohl beratend als auch – bei Bedarf – planend unterstützen. 
Insbesondere für kleinere Kommunen wird ein solcher Weg als entlastend 
angesehen. 

Auf diese Weise können Wissensasymmetrien bezüglich Rechenzentrums-
themen reduziert werden.



10

5.1	 Digitalisierung in Europa  
	 und Hessen im Standort- 
	 vergleich zu Deutschland 

Die voranschreitende Digitalisierung von Wirtschaft und Gesellschaft führt 
zu einem Ausbau der digitalen Infrastrukturen weltweit. Leistungsfähige 
Telekommunikationsinfrastrukturen und Rechenzentren sind essenzielle 
Wettbewerbsfaktoren und wichtig für die digitale Souveränität Deutsch-
lands. 

Vor allem für neue Lösungen im Bereich der Künstlichen Intelligenz wer-
den enorme Rechenleistungen benötigt. Die Europäische Union und ihre 
Mitglieder versuchen über vielfältige Maßnahmen, die eigene Wettbe-
werbsfähigkeit und Souveränität in diesem Technologiefeld zu erhalten. 

Gründe für die Ansiedlung von Hyperscale-

Cloud-Anbietern in Deutschland: 

•	 Geringe Latenzzeiten durch die Nähe 

zum Kunden

•	 Anforderungen an Datenschutz und  

Datensicherheit

•	 Weitere Punkte, wie Stabilität der  

Märkte, Verlässlichkeit etc. 

Deutschland ist der größte Rechenzentrumsmarkt 
Kontinentaleuropas. Auch hierzulande steigen die 
Investitionen in Rechenzentren deutlich an. Zwi-
schen 2010 und 2024 haben sich die Rechenzent-
rumskapazitäten in Deutschland mehr als verdop-
pelt (Bitkom 2024). Auch die Struktur der 
Rechenzentren wandelt sich. Wurden bis vor weni-
gen Jahren sehr große Rechenzentren von interna-
tionalen, sogenannten Hyperscale-Cloud-Anbietern 
in Europa vor allem in Skandinavien, Irland oder den 
Niederlanden gebaut, gibt es mittlerweile auch in 
Deutschland viele Projekte für sehr große Rechen-
zentren mit Anschlussleistungen von 10 MW bis zu 
500 MW. 

Innerhalb Deutschlands befindet sich der größte Rechenzentrumsmarkt 
im Raum Frankfurt/Rhein-Main. Diese Konzentration ist vor allem begrün-
det durch den DE-CIX, den hinsichtlich des Datenvolumens größten Inter-
netknoten weltweit. Etwa ein Drittel der deutschen Rechenzentrumskapa-
zitäten befindet sich in Hessen – und das Wachstum setzt sich fort. Allein in 
der Region Frankfurt/Rhein-Main sind neue Rechenzentrumsprojekte mit 
einer zusätzlichen Leistung von über einem Gigawatt geplant. Als zwei-
te Region für Großrechenzentren in Deutschland etabliert sich aktuell der 
Raum Berlin/Brandenburg sowie die Rhein/Ruhr-Region. 

10
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Das enorme Wachstum der Branche führt auch zu Herausforderungen. 
Schon heute benötigen die Rechenzentren einen niedrigen zweistelligen 
Prozentsatz des in Hessen insgesamt verbrauchten Stroms – und die Ten-
denz ist klar steigend. Nach Angaben von Tennet investieren Mainova, Ava-
con und Tennet gemeinsam 750 Mio. Euro in den Ausbau des Stromnetzes 
allein im Großraum Frankfurt/Rhein-Main, um der steigenden Nachfrage 
gerecht zu werden. Prognosen gehen davon aus, dass sich der Stromver-
brauch der Rechenzentren in Hessen in den kommenden Jahren mehr als 
verdoppeln wird.

5.2	 	Typen von Rechenzentren  
		 und ihre Funktionsweise

Der Begriff Rechenzentrum wird in der Praxis unterschiedlich verwendet. 
So sprechen beispielsweise kleine Unternehmen oft schon bei einer klei-
neren Ansammlung von Servern in einem Serverraum von „ihrem Rechen-
zentrum“. Folgt man diesem Verständnis, so existieren in Deutschland etwa 
50.000 Rechenzentren. 

Dieser Leitfaden befasst sich mit großen Rechenzentrumsprojekten, die 
für Kommunen von Bedeutung sind und für deren Betrieb sich z. B. Fragen 
hinsichtlich Bau- und Genehmigungsverfahren sowie der notwendigen 
Standortvoraussetzungen wie Energieversorgung stellen. Solch große 
Rechenzentren sind typischerweise Colocation-Rechenzentren oder Hy-
perscale-Cloud-Rechenzentren mit einer Anschlussleistung von mehr als 
10 MW. 

Es lassen sich im Wesentlichen drei Modelle von Rechenzentren in ver-
schiedenen Größenkategorien unterscheiden, wie Abbildung 2 zeigt. 
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Typische Großrechenzentren

Typische mittlere Rechenzentren

Typische kleine Rechenzentren

Hyperscale-Cloud-Rechenzentrum im Eigenbetrieb

> 10 MW elektrische Anschlussleistung

Colocation-Rechenzentrum

1 MW bis über 50 MW elektrische Anschlussleistung

Multi-Tenant (klassisch) oder Single-Tenant

Metro-Edge-Rechenzentrum

500 kW bis 10 MW elektrische Anschlussleistung

Colocation (Multi-/Single-Tenant, Eigenbetrieb Hyperscale-Cloud-

Anbieter)

Kleinere und mittlere IT-Dienstleister (Managed Services,  

Hosting/Cloud)

500 kW bis 5 MW (in Ausnahmefällen auch bis zu 50 MW)

Corporate-Rechenzentrum

10 kW bis 500 kW, von Unternehmen/Behörden für eigene Zwecke 

betrieben

Kleinere und mittlere Edge-Datacenter  

(z. B. Container, 5G Mobilfunk)

Verteilte Installationen am Rand des Internets, 0,5 bis 100 kW

Abbildung 2: Die wesentlichen Rechenzentrumsmodelle im Überblick

(Quelle: eigene Darstellung von TTSP/HWP Consultans)

In Hessen haben Colocation-Rechenzentren einen Anteil von etwa 50 Pro-
zent an den gesamten IT-Kapazitäten der Rechenzentren (Stand 2023). 
Mit Zunahme der Cloud-Nutzung in Deutschland werden zukünftig ver-
mehrt auch sehr große Rechenzentren errichtet, die von internationalen 
Hyperscale-Cloud-Anbietern wie Amazon, Google oder Microsoft selbst 
betrieben werden. Prominentes Beispiel ist das Google-Rechenzentrum in 
Hanau. 
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Geschäfts- und Betreibermodelle der  
großen Rechenzentren

Klassische Colocation-Rechenzentren (Multi-Tenant)
Als Colocation-Rechenzentren werden solche bezeichnet, bei denen 
ein Dienstleister alle gebäudebezogenen Aufgaben übernimmt und 
es seinen Kunden ermöglicht, ihre IT-Geräte wie Server, Speicher- und 
Netzwerktechnik in seinem Rechenzentrum aufzustellen. Der Betrieb der 
IT-Geräte erfolgt durch den Kunden selbst. Der Dienstleister übernimmt 
beispielsweise den Betrieb der Anlagentechnik für Klimatisierung und 
Stromversorgung, die Anbindung an das Internet, den Brandschutz oder 
den Zutrittsschutz. Bei „klassischen“ Colocation-Rechenzentren gibt es viele 
Kunden im Rechenzentrum (Multi-Tenant – mehrere Mieter). Kleine Kunden 
mieten z. B. nur einzelne Racks oder sogar nur einzelne Höheneinheiten im 
Rack. Größere Kunden mieten z. B. durch Gitter abgeschlossene Bereiche 
– sogenannte Cages – oder ganze Räume.

Single-Tenant-Colocation-Rechenzentren
Mit zunehmender Digitalisierung und steigender Nachfrage nach großen 
Rechenzentrumskapazitäten werden mehr und mehr Colocation-Rechen-
zentren als Single-Tenant-Rechenzentrum (Einzelmieter-Rechenzentrum) 
betrieben, also für nur einen Kunden. Typische Kunden sind große Hy-
perscale-Cloud-Anbieter oder auch große Behörden. Die Kunden lagern 
damit alle gebäudebezogenen Aufgaben aus und können sich auf den 
Betrieb der IT-Geräte fokussieren. Dieser Teil des Rechenzentrumsmark-
tes weist die größten Wachstumsraten aus, viele Großprojekte sind solche 
Single-Tenant-Colocation-Rechenzentren.

Hyperscale-Cloud-Anbieter-Rechenzentren in Eigenbetrieb 
Ein Hyperscale-Rechenzentrum unterscheidet sich hauptsächlich durch 
seine schiere Größe von anderen Rechenzenten. Es bietet eine extreme 
Skalierbarkeit und ist für Workloads in großem Umfang mit optimierter 
Netzwerkinfrastruktur, optimierter Netzwerkkonnektivität und minimierter 
Latenz entwickelt worden. 

Mit steigender Größe der in Deutschland zu installierenden IT-Kapazitäten 
kann von hohen Wachstumsraten in diesem Marktsegment ausgegangen 
werden. Insbesondere bei Rechenzentren im Eigenbetrieb von Hyper-
scale-Cloud-Anbietern ist es durchaus üblich, dass das Rechenzentrum 
von einem Investor gebaut wird und erst zum Betrieb an den Hyperscale-
Cloud-Anbieter übergeben wird. Das bedeutet, dass die Gespräche mit 
Kommunen und Behörden hinsichtlich der Entwicklung eines Rechenzen-
trums noch ohne den späteren Nutzer geführt werden und zum Beispiel 
die Verpflichtungen aus einem städtebaulichen Vertrag an den Nutzer wei-
tergegeben werden müssen.
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Metro-Edge-Rechenzentren 
In Metro-Edge-Rechenzentren werden Angebote von Hyperscale-Cloud-
Anbietern bereitgestellt, bei denen es auf kurze Entfernungen und gerin-
ge Datenübertragungszeiten (niedrige Latenzzeiten) ankommt. 

Diese Rechenzentren verfügen in der Regel über Anschlussleistungen im 
einstelligen Megawattbereich. Sie können als Single- oder Multi-Tenant-
Colocation-Rechenzentren (siehe oben) oder als Eigenbetriebe von Hy-
perscale-Cloud-Anbietern gestaltet sein.

Obwohl Edge-Rechenzentren seit Jahren in der Branche ein Diskussions-
gegenstand sind, zeigt der Markt derzeit eine vergleichsweise geringe 
Dynamik. Angesichts der starken Skaleneffekte im Rechenzentrumssektor 
bleibt abzuwarten, ob sich dieser Bereich künftig dynamischer entwickelt.

5.3	 	Standortfaktoren für  
		 die Ansiedlung von  
		 Rechenzentren

Dieses Kapitel soll klären, welche Flächen überhaupt als Rechenzentrums-
flächen geeignet sind: Zum einen aus Sicht der Kommunen, die einschät-
zen können, ob geeignete Flächen verfügbar sind, und darüber entschei-
den, welche davon für eine Rechenzentrumsnutzung vorgesehen werden 
sollen. Dies kann entweder im Rahmen einer direkten Flächenvermarktung 
durch die Kommune oder im Rahmen eines steuernden Mechanismus zur 
Gewerbeflächenentwicklung und gegebenenfalls in Zusammenarbeit mit 
der kommunalen Wärmeplanung erfolgen. Insbesondere das Gesetz zur 
Erhöhung der Energieeffizienz (EnEfG), dessen Umsetzung gegenwärtig 
noch einige Unklarheiten birgt, kann die Eignung eines Standorts für Re-
chenzentren maßgeblich beeinflussen.

Für Kommunen ist es entscheidend, ihre vorhandenen Flächen anhand 
der Standortfaktoren bestimmen und einordnen zu können, um diese bei-
spielsweise für die Rechenzentrumsnutzung auszuweisen. Abbildung 3 
bietet eine Übersicht über verschiedene Standortfaktoren, erhebt jedoch 
keinen Anspruch auf Vollständigkeit.
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Standortfaktoren für die Ansiedlung von Rechenzentren aus der Sicht von …

Standortfaktor Kommunen Kommunen +  
Rechenzentrum

Rechenzentrum

Verkehrsinfrastruktur •	 Keine besondere Schwer-
lastverkehrsbelastung; Kein 
regelmäßiger Lastverkehr

•	 Anbindung und Abstän-
de zu Orten besonderer 
Gefährdung: Straßen, 
Schienen, Bahnstrecken mit 
Güterverkehr

•	 Bahnanschluss/ÖPNV

•	 Zuwegung zum Grundstück

•	 Archäologische Funde

Soziale Infrastruktur •	 Einbindung in die Quartiers-
entwicklung (Abgabe von 
Abwärme)

•	 Entfernung zu Großstädten

•	 Arbeitsplätze/Fachkräfte

Umweltaspekte •	 Nähe zu Habitaten und 
Schutzgebieten/Artenschutz

•	 Zuluftschneisen

•	 Hochwasser durch Über-
schwemmungsgebiete

•	 Erdbebenzonen

•	 Bergrutsch, Lawinen, Bäche 
etc.

Technische 
Infrastrucktur

•	 Verfügbarkeit von Strom in 
der erforderlichen Größen-
ordnung

•	 Hochspannungsleitungen

•	 Provider- und Glasfaseran-
schlüsse

•	 Wasserversorgung

•	 Elektromagnetische Impulse 
(EMP)

•	 Lauschabwehr

Grundstück •	 Geografische Nähe zu 
einem Umspannwerk

•	 Kontaminierender  
Schadstoffausstoß

•	 Aufwertung von unattrak
tiven Flächen

•	 Grundstücksgröße •	 Abstand zu DE-CIX-Internet-
knoten

•	 Bodenbelastung

•	 Zuwegung zum Grundstück

•	 Abstände zu Orten beson-
derer Gefährdung (Indust-
rie/Chemiewerken)

Abwärmenutzug •	 Abgabe von Wärme an das 
Wärmenetz oder private 
Abnehmer

•	 Integration von kleinen 
Rechenzentren in die  
Quartiersentwicklung

•	 Temperaturniveau des 
Wärmenetzes

•	 Bestehendes Wärmenetz •	 Vorhandensein und Größe 
einer Wärmesenke

Abbildung 3: Zusammenstellung diverser Standortfaktoren 

(Quelle: eigene Darstellung nach TTSP/HWP Consultants und HTAI )
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5.4	 	Standortfaktoren aus Sicht 
		 der Kommunen

Aufwertung von bislang uninteressanten 
Gewerbeflächen und Verfügbarkeit von 
nicht genutzten Flächen
Bisher als wenig geeignet erachtete Gewerbeflächen können für Rechen-
zentren durchaus attraktiv sein, auch wenn die verkehrliche Erschließung 
eingeschränkt ist. 

Rechenzentren benötigen zwar einen Zugang für Schwerlastverkehr, der 
tatsächliche Bedarf ist jedoch gering. Auch Flächen mit hohen Sanierungs-
kosten oder geringer Inanspruchnahme durch Industrie können interes-
sant sein. Voraussetzung ist, dass diese direkt von der öffentlichen Straße 
aus erschlossen werden können. 

Ein Vorteil solcher Flächen ist, dass oft bereits ein Stromanschluss vorhan-
den ist, der für die ersten Ausbauphasen eines Rechenzentrums ausreicht 
(5 MW bis10 MW). Eine Erweiterung der Infrastruktur für weitere Ausbau-
phasen sollte in ca. fünf bis sieben Jahren möglich sein.

Ebenso können Flächen, die mit hohen Erschließungskosten an die öffent-
liche Infrastruktur angebunden sind, als Rechenzentrumsstandorte ge-
nutzt werden. 

Abgabe von Wärme an das Wärmenetz 
oder an private Abnehmer bzw. eine  
Wärmesenke
Da Rechenzentren durch das Energieeffizienzgesetz angehalten sind, 
möglichst viel Abwärme abzugeben, ist die Nähe zu einer Wärmesen-
ke von Vorteil. Eine solche Wärmesenke ist zum Beispiel ein Wärmenetz. 
Wenn eine Kommune keine Wärmenetze betreibt, dann ist die Ansiedlung 
eines Rechenzentrums in der Nähe zu einem Gebiet mit hoher Wärme-
dichte, idealerweise ein Gebiet mit wärmeintensiver/bedarfsintensiver In-
dustrie, interessant. 
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Praxisbeispiel

Die Stadt Offenbach hat in ihrem Rechenzentrumsentwicklungsplan 
Eignungsgebiete für Rechenzentren ausgewiesen, die an die Verfüg-
barkeit einer Wärmesenke geknüpft sind. Konkret handelt es sich um 
Standorte, an denen die Energieversorgung Offenbach AG (-EVO) 
Wärmeleitungen betreibt und an denen ins Wärmenetz eingespeist 
werden kann. 

Integration von Rechenzentren in die 
Quartiersentwicklung
Insbesondere kleinere Rechenzentren wie Edge-Rechenzentren können 
sehr gut geeignet sein, um energetisch in neue Quartiersentwicklungen 
integriert zu werden, gerade auch, um Wärme für Wohnraum zu liefern. 
Zum einen lassen sich kleinere Rechenzentren, die Höhen von zehn bis 
zwölf Metern haben, städtebaulich in die Randlagen von neuen Quartie-
ren gut integrieren, zum anderen können sie als Abwärmelieferanten, ge-
gebenenfalls auf Niedertemperaturebene, dienen und auch bei der Er-
schließung mit Glasfaserinfrastruktur Synergien ermöglichen.

Nähe zu Umspannwerken und Ausbau 
der Stromnetze
Die wichtigste Ressource für Rechenzentren ist Strom, der kontinuierlich 
und in hoher Menge bereitgestellt werden muss. Aufgrund ihrer hohen 
Energiedichte benötigen Rechenzentren oft eine zusätzliche Infrastruktur, 
da bestehende Netze in den meisten Fällen nicht ausreichen.

Eine gängige Faustregel besagt, dass für eine Anschlussleistung von etwa 
40 MW eine Versorgung auf Mittelspannungsebene erforderlich ist, darü-
ber hinaus auf Hochspannungsebene (110 kV). Große Rechenzentren pro-
fitieren von der Nähe zu Umspannwerken, die Höchst- auf Hochspannung 
transformieren, oder von 110-kV-Leitungen, wenn dort ein Leistungsab-
gang möglich ist. Für kleinere Rechenzentren (bis 40 MW) ist die Nähe zu 
Umspannwerken, die von Hoch- auf Mittelspannung transformieren, ent-
scheidend.

Die geografische Nähe zu einem Umspannwerk bedeutet jedoch nicht im-
mer, dass dort auch ausreichend Kapazitäten verfügbar sind. Der Anschluss, 
z. B. eines 40 MW-Rechenzentrums an ein Mittelspannungs-Umspannwerk, 
erfordert oft eine erhebliche Kapazitätserweiterung, was zusätzliche Trans-
formatoren und Schaltanlagen notwendig macht. Rechenzentrumsbetrei-
ber verlangen in der Regel eine dedizierte Infrastruktur mit redundanten 
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Komponenten und Trassen. Dies bedeutet, dass Transformatoren und 
Schaltanlagen in doppelter Ausführung („A“ und „B“) sowie redundante 
Trassen erforderlich sind, die teilweise baulich und geografisch getrennt 
verlaufen. Diese Anforderungen führen zu hohen Kosten, wodurch die 
Nähe zu Umspannwerken besonders vorteilhaft ist.

Obwohl Rechenzentrencampus zunehmend größer werden, erfolgt der 
Ausbau stufenweise. Aufgrund langwieriger Planungs-, Genehmigungs- 
und Bauzeiten kann davon ausgegangen werden, dass ab Planungsbe-
ginn für ein Rechenzentrum 2,5 bis 3 Jahre vergehen. Bis dahin muss die 
Stromversorgung für den Betrieb eines Rechenzentrums gewährleistet 
sein (Baustrom in der Regel im Bereich von 0,5 bis 1 MW muss früher ver-
fügbar sein). Die erste Ausbaustufe beträgt unabhängig von der Größe 
des Rechenzentrums in der Regel bis zu 10 MW. Für weitere Ausbaustufen 
des Rechenzentrums stehen für den Ausbau der Strominfrastruktur noch-
mals 12 bis 18 Monate zur Verfügung. Insgesamt kann die vollständige 
Verfügbarkeit von 20 MW in 3,5 bis 4,5 Jahren und von 30 MW in 4,5 bis 
5,5 Jahren erreicht werden. Die genauen Zeitrahmen müssen jedoch mit 
dem Netzbetreiber abgestimmt werden.

5.5	 	Standortfaktoren aus Sicht  
		 des RZ-Marktes

An welchen Orten sich Rechenzentren ansiedeln, ist abhängig von ver-
schiedenen Standortfaktoren. Gemäß einer Befragung von Rechenzent-
rumsbetreibern (Abbildung 4) haben eine zuverlässige Stromversorgung 
und die Anbindung an Internetknoten die höchste Bedeutung. Diese bei-
den Faktoren werden auch häufig in Medienberichten, die sich mit der 
Planung und dem Neubau von Rechenzentren befassen, thematisiert (frm 
united, 2023; Glaser-Lotz, 2021; Remmert, 2023; Schiefenhövel, 2022; 
Thies, 2023; Vorsprung-online, 2021). 
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34

unwichtig < wichtig schlecht < gut

Zuverlässige Stromversorgung

Anbindung an Internetknoten

Datenschutz

Strompreise

Verfügbarkeit von Fachkräften

Rechtssicherheit

Zügige Genehmigungsprozesse

Klimaneutrale Stromversorgung

Qualität von Zulieferern und Dienstleistern

Regulatorische Vorgaben

Wasserversorgung

Sonstige Versorgungsinfrastruktur

Nähe zum Kunden

Expertenbefragung durch Borderstep (17.07. – 11.09.2024): n = 123

Abbildung 4: Bewertung von Standortfaktoren für Rechenzentren in Deutschland 

(Quelle: Hintemann et al., 2024)

Neben den allgemein gültigen harten und weichen Standortfaktoren exis-
tiert eine Reihe von Institutionen, die ihre eigenen Standortempfehlungen 
für die RZ erstellen. Die bekanntesten davon sind das BSI, der TÜV Rhein-
land und der TÜV IT. Obwohl je nach Institution verschiedene Standort-
kriterien in Bezug auf verschiedene Faktoren betrachtet und eingestuft 
werden, ähnelt sich die Betonung der einzelnen Standortfaktoren in vielen 
Punkten. Die wichtigsten Standortfaktoren werden hier näher betrachtet 
und die wichtigsten Standorteigenschaften zusammengefasst.

Abstand zum DE-CIX-Internetknoten
Für Rechenzentren ist es häufig besonders wichtig, möglichst nahe am 
Internetknotenpunkt zu sein, um niedrige Latenzzeiten realisieren zu kön-
nen. Gleichzeitig bedeutet dies, dass die Standortqualität mit zunehmen-
der Distanz zum Internetknotenpunkt abnimmt. Während Betreiber von 
Rechenzentren in der Umgebung des DE-CIX möglicherweise auch klei-
nere Grundstücke in Betracht ziehen, gewinnen mit größerem Abstand 
andere Überlegungen an Bedeutung, so dass versucht wird, größere Pro-
jekte zu realisieren, um Skaleneffekte erreichen zu können.
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Kriterien für die Standortwahl gemäß 
Bundesamt für Sicherheit in der  
Informationstechnik (BSI)
Das Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) untersucht 
in seinem Papier „Kriterien für die Standortwahl von Rechenzentren“ ver-
schiedene Aspekte und definiert die Anforderungen an die Standorte. Um 
einen störungsfreien Betrieb zu gewährleisten, wird zwischen Rechenzent-
ren mit hoher oder höchster Verfügbarkeit in der Gefährdungsbeurteilung 
unterschieden. Die Verfügbarkeit bezieht sich nicht nur auf eine störungs-
freie Stromversorgung, sondern auch auf physische Risiken. 

Es ist wichtig, bestimmte Entfernungen zwischen potenziell gefährlichen 
Orten und einem Rechenzentrum zu verwirklichen. Genannt werden hier 
unter anderem kerntechnische Anlagen, chemische Anlagen, Gefahren-
stoffe, Straßen, Schienen und Flughäfen. 

In einem separaten Kapitel werden Naturgewalten wie Hochwasser, Wald-
brandgefahr, Bergrutsche u.Ä. betrachtet und Standortanforderungen 
festgelegt. Außerdem werden im Dokument die Bedingungen für Redun-
danzen, Betriebs- und Georedundanz erklärt und definiert.

5.6	 	Standortfaktoren aus  
		 § 11 EnEfG

Weitere Standortfaktoren bringen die neuen Energieeffizienzvorgaben 
aus dem Energieeffizienzgesetz, kurz EnEfG, ins Spiel. Mit Blick auf den 
künftigen Standort des Rechenzentrums stellt § 11 EnEfG „Klimaneutrale 
Rechenzentren“ die zentrale Vorschrift dar.1

Gemäß § 11 EnEfG müssen Rechenzentren künftig eine bestimmte Ener-
gieverbrauchseffektivität einhalten und einen bestimmten Anteil an wie-
derverwendeter Energie nachweisen. Die Erfüllung dieser gesetzlichen 
Anforderungen hat mittelbar Einfluss auf die Kriterien bei der Standort-
auswahl.

1 Die Darstellung beschränkt sich auf die Auswirkungen des § 11 EnEfG auf die Standortwahl.  
Neben § 11 EnEfG bestehen weitere Anforderungen an Rechenzentren aus dem EnEfG.
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Wichtige, sich aus dem EnEfG mittelbar ergebende Standortfaktoren 
sind u. a.:

•	 Nähe zum Wärmenetz bzw. zum Abnehmer 

•	 Im Fall, dass kein Wärmenetz vorhanden ist, Nähe zu Gebieten mit 
großer Wärmedichte 

•	 Gegebenenfalls räumliche Nähe zu Flächen, die für die Errichtung 
von Wärmepumpen genutzt werden können 

5.7	 	Rechenzentren als Chance  
		 für herausfordernde  
		 Standorte und Flächen 

Schwierig verkehrlich zu erschließende 
Gewerbegebiete
Rechenzentren erfordern eine eher kleine Anzahl von Arbeitsplätzen im 
Verhältnis zur Grundstücksfläche. Dies bedeutet, dass das Verkehrsvolu-
men, das durch die Mitarbeiter des Rechenzentrums entsteht, im Vergleich 
zu anderen Gewerbearten gering ist. Dieser Faktor wird noch verstärkt 
durch einen Schichtbetrieb, sodass die ankommenden und herausgehen-
den Verkehrsströme über einen Zeitraum von 24 Stunden verteilt sind und 
sich weniger auf den Berufsverkehr konzentrieren. Hinzu kommt, dass auch 
durch den Betrieb von Rechenzentren wenig Verkehr entsteht. Neben den 
Beschäftigten im Rechenzentrum wird vor allem Wartungs- und Instand-
haltungspersonal für die IT sowie die Gebäudetechnik auf dem Campus 
beschäftigt. Es ist davon auszugehen, dass die Anzahl der Verkehrsbewe-
gungen, die sich aus dem Betrieb des Rechenzentrums ergibt, der Zahl 
der Beschäftigten entspricht. Dabei handelt es sich fast ausschließlich 
um Nutzfahrzeuge unter 7,5 Tonnen Gewicht, in der Regel sogar um Pkw. 
Schwerlastverkehr größer als 7,5 Tonnen ist äußerst selten und liegt für 
Grundstücke unter 50.000 Quadratmeter im Bereich von einer Bewegung 
pro Woche, aber selbst bei Grundstücken größer als 100.000 Quadratme-
ter selten höher als eine Bewegung pro Tag. Dies ermöglicht die Nutzung 
selbst großflächiger Grundstücke an Stellen, die verkehrlich eher schwie-
rig zu erschließen sind. Grundsätzlich muss aber ein Rechenzentrum für 
Schwerlastverkehr erschließbar sein, da IT- und Gebäudeausstattung in 
großen Chargen angeliefert werden (auch während der Betriebsphase). 
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Gewerbegebiete mit unzureichendem 
Infrastrukturanschluss 
In vielen Gewerbegebieten sind die entsprechenden Medienleitungen 
wie Trinkwasser, Brauchwasser und Gas schon jetzt an ihren Kapazitäts-
grenzen, was die weitere Ansiedlung von Gewerbe ohne größere Investi-
tionen in die Infrastruktur erschwert. 

Im Vergleich zu anderen gewerblichen Nutzungen benötigen Rechenzen-
tren wenig Trinkwasser. Dies rührt zum einen von der relativ niedrigen An-
zahl an Arbeitsplätzen her, die wenig Trinkwasser verbrauchen und wenig 
Brauchwasser erzeugen. Zum anderen ist für den Betrieb des Rechenzen-
trums nicht zwingend Wasser erforderlich. Ob und in welchem Umfang 
Wasser benötigt wird, hängt jedoch in entscheidendem Maß auch von der 
eingesetzten Kühltechnologie ab. Insbesondere bei adiabaten Kühlsyste-
men kann der Wasserverbrauch deutlich höher ausfallen. Die Kälteerzeu-
gung mittels der Verdunstung von Wasser ist zwar aus Energieeffizienz-
gründen sinnvoll, sie ist aber nicht notwendig. 

Aufgrund der Gliederung eines typischen Rechenzentrumscampus, der 
gerade im Bereich von größeren Grundstücken über 30.000 Quadratme-
ter in der Regel signifikante Grünflächen zulässt, ist eine weitgehende bis 
vollständige Versickerung von Regenwasser in diesen Grünflächen ohne 
weiteres möglich, sodass die notwendige Anschlussgröße des Regen-
wasser- oder Mischwasserkanals begrenzt ist (weitere Details zum The-
ma Regenwassermanagement in Kapitel 6). Auf einen Gasanschluss kann 
komplett verzichtet werden, da die Wärme zum Beheizen von Gebäuden 
komplett aus dem Betrieb der IT (und damit aus Strom) gewonnen werden 
kann.

Sanierungsbedürftige Gewerbegebiete/
Altlastensanierung
Flächenknappheit zieht stark steigende Grundstückspreise nach sich, was 
dazu führt, dass mitunter andere Gewerbe durch die sehr finanzstarke 
Rechenzentrumsbranche verdrängt werden. Die grundsätzliche Möglich-
keit der Rechenzentrumsbranche, auch Grundstückspreise deutlich über 
dem örtlichen Preisspiegel zu bezahlen, bedeutet wiederum, dass auch 
Grundstücke, die durch den Sanierungsaufwand mit höheren Kosten ver-
bunden sind (Brownfield), für Rechenzentrumsbetreiber durchaus renta-
bel sind, wenn die Gesamtkosten aus Grunderwerb und Sanierung einen 
bestimmten – für andere Gewerbearten zu hohen – Schwellenwert nicht 
übersteigen. So sind bereits einige „schwierige“ Flächen mit kontaminier-
ten Bereichen von Rechenzentrumsbetreibern erworben worden. Für ehe-
malige Militärstandorte oder Produktionsanlagen konnte auf diese Weise 
eine Konversion erzielt werden.
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Kennzahlen

Rechenzentren rechnen nicht in Quadratmetern Bruttogeschossfläche 
(BGF), sondern in Leistung, in der Regel Megawatt (MW). Die Produktiv-
leistung aus Sicht eines kommerziellen Rechenzentrumsbetreibers ist die 
erzielbare IT-Leistung (ausgedrückt in MW IT). Sie ist die Grundlage für 
dessen Erlöse. 

Im Grundsatz kann man sagen, dass gegenwärtig rund 1,0 bis 1,5, teilwei-
se auch 2,0 kW IT pro Quadratmeter Grundstücksfläche realisiert werden 
können, entsprechend 1,0 bis 1,5, teilweise auch 2 MW pro 1.000 Qua
dratmeter. Diese Zahl wird bedingt durch die Leistungsdichte in den ei-
gentlichen Datenhallen, d.h. wie viel Leistung die IT im Durchschnitt pro 
Quadratmeter Rechnerfläche verbraucht – wobei diese Werte kontinuier-
lich ansteigen und derzeit in der Regel bei 3 bis 4 kW pro Quadratmeter 
Rechnerfläche liegen. Abhängig von der Möglichkeit, mehrgeschossig zu 
bauen, ergeben sich dann aus den Verhältnissen Rechnerfläche zu Brut-
togeschossfläche die oben genannten Kennwerte auf das Gesamtgrund-
stück bezogen. 

Gestehungskosten liegen gegenwärtig bei rund 10 Mio. Euro pro MW 
IT. Dies bedeutet, dass umgerechnet pro Quadratmeter Boden 5.000 bis 
10.000 Euro Kosten anfallen und damit auch eine geringere Sensitivität 
gegenüber Kosten einhergeht, die mit dem Erwerb und der Herrichtung 
von Boden verbunden sind. 

5.8	 	Chancen und Heraus- 
		 forderungen von Rechen- 
		 zentren für Kommunen

Rechenzentren spielen eine entscheidende Rolle als Schlüsselindustrie 
für die internationale Wettbewerbsfähigkeit und digitale Souveränität 
Deutschlands. Für Kommunen kann die Präsenz auf der digitalen Landkar-
te ein wichtiger Attraktivitätsfaktor für ihre Stadt sein und dabei helfen, ihr 
ein positives Image zu verleihen. Neben zahlreichen Chancen bietet die 
Ansiedlung von Rechenzentren jedoch auch spezifische Herausforderun-
gen, die es zu bewältigen gilt.
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Chancen und Herausforderungen von 
Rechenzentren für Kommunen

Chancen  Herausforderungen

Gewerbesteuer Potenzial für hohe Gewerbesteuereinnah-
men

Beeinflussbarkeit durch Kommune

Arbeitsplätze pro Hektar Eher geringe Zahl an Arbeitsplätzen –  
Vorteil für strukturschwache Gebiete 

Eher geringe Anzahl an Arbeitsplätzen – 
Herausforderungen für Kommunen mit 
hohem Beschäftigungspotenzial 

Verkehr pro Hektar Wenig Verkehr 

Emissionen Geringe Emissionen im Vergleich zu  
anderen Gewerbearten 

(Probe-) Betrieb von Notstromdieselmotor-
anlagen (NDMA) 

Flächenversiegelung / Größe Meist großflächige Gebäude 

Abwärmenutzung Rechenzentrum als erneuerbare  
Wärmequelle für Neuentwicklungen 

Integration in bestehendes Wärmenetz 
oder Neubau eines Fernwärmenetzes mit 
großen Investitionen verbunden 

Komplexität der Projekte Ausschöpfen der Steuerungsmöglich
keiten seitens der Kommune ist erschwert 

Tabelle 1: Chancen und Herausforderungen von Rechenzentren für Kommunen  

(Quelle: eigene Darstellung)

Chancen für Kommunen durch die  
Ansiedlung von Rechenzentren 

Gewerbesteuer

Praxisbeispiel

Die Schaffung eines exportunabhängigen Gewerbes und damit 
einer exportunabhängigen Generierung von Gewerbesteuer war 
für die Stadt Hanau einer der Hauptgründe für die Entwicklung der 
Rechenzentrumsstrategie, mit der sie entsprechende Ansiedlungen 
auch lenken wollte.
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Kommunen verfügen nur über begrenzte Nutzflächen, die für verschiede-
ne Zwecke genutzt werden können, wie für die Ansiedlung von Rechen-
zentren. Im Zuge der Ansiedlung eines Hyperscale-Rechenzentrums wird 
verhältnismäßig viel Fläche zur Verfügung gestellt. Kommunen müssen 
deshalb bei der Ansiedlung sorgfältig abwägen, inwieweit sich dies fiska-
lisch lohnt.

Im Fokus steht die Gewerbesteuer, deren Aufkommen gemäß Art. 106  
Abs. 6 Grundgesetz (GG) den Gemeinden zusteht. Die Höhe der Gewerbe
steuereinnahmen hängt maßgeblich davon ab, ob sich der Unternehmens-
sitz in der betreffenden Kommune befindet oder ob lediglich eine Be-
triebsstätte vorliegt. Wird der Unternehmenssitz in die Kommune verlegt, 
kann dies zu einer erheblichen Steigerung der Gewerbesteuereinnahmen 
führen. Anderenfalls handelt es sich gemäß § 12 Abgabenordnung um 
eine Betriebsstätte, die der Gewerbesteuerpflicht unterliegt.

Bei mehreren Betriebsstätten eines Unternehmens in Deutschland erfolgt 
die Aufteilung der Gewerbesteuer nach einem Zerlegungsmaßstab. Ge-
mäß § 29 Gewerbesteuergesetzes erfolgt diese Aufteilung auf Grundlage 
der in den jeweiligen Betriebsstätten gezahlten Arbeitslöhne. Da Rechen-
zentren in der Regel hochautomatisiert sind und vergleichsweise wenige 
Arbeitsplätze schaffen, kann dies die Gewerbesteuerzuweisungen für die 
Standortkommune reduzieren.

Weitere Informationen im Web hier: 

Garantiezahlungen und Gewerbesteuern bei Ansiedlungsvorhaben von Hyperscale-Rechenzentren

Verlässliche Statistiken zur Höhe der Gewerbesteuereinnahmen aus Re-
chenzentren liegen derzeit nicht vor. Ein Grund hierfür ist, dass viele 
Rechenzentren von Endnutzern wie großen IT-Unternehmen betrieben 
werden, deren Erlösmodelle nicht zwingend an einen bestimmten Produk-
tionsstandort gebunden sind.

Kommunen können bei der Ansiedlung von Rechenzentren einen Aus-
gleichsmechanismus in Betracht ziehen, um die Herausforderung eines 
vergleichsweise niedrigen Gewerbesteueraufkommens sinnvoll aufzulö-
sen. Falls ein großflächiges Hyperscale-Rechenzentrum mit hohem Ener-
gie- und Flächenverbrauch, aber nur wenigen Arbeitsplätzen entsteht, 
könnte eine mögliche Lösung darin bestehen, eine Garantiezahlung ge-
mäß §33 Abs. 2 Gewerbesteuergesetz garantierte Ausgleichszahlung zu-
gunsten der Standortkommune zu vereinbaren, die neben die Gewerbe-
steuerzahlung tritt. 

https://www.wirtschaft.nrw/system/files/media/document/file/mwike23-009_gutachten-baker-tilly_0.pdf
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Orientierungshilfe zur Einschätzung der  
Gewerbesteuer
 

Eine präzise Einschätzung des Gewerbesteueraufkommens aus Rechen-

zentren ist derzeit schwierig, da verlässliche Statistiken fehlen. Dies ist vor 

allem darauf zurückzuführen, dass die Erlösmodelle von Rechenzentren 

häufig nicht direkt mit einem einzelnen „Produktionsstandort“ verbunden 

sind. Entsprechend sind die gewerbesteuerlichen Erträge stark variabel 

und hängen von der Ertragskraft der jeweiligen Unternehmen ab, sodass 

keine allgemeingültigen Aussagen getroffen werden können.

Um Kommunen dennoch eine bessere Orientierung zu bieten, hat die Ger-

man Datacenter Association (GDA) eine hilfreiche Grundlage entwickelt. 

Diese Orientierungshilfe basiert auf der Erkenntnis, dass die Ertragskraft 

von Rechenzentrumsbetreibern eng mit der installierten IT-Leistung, ge-

messen in Megawatt, verknüpft ist. 

Diese Orientierungshilfe der GDA ermöglicht es Kommunen, die potenziel-

len Gewerbesteuereinnahmen aus Rechenzentren besser einzuschätzen. 

Sie bietet eine erste Einordnung, die als Unterstützung bei der Planung 

und Entscheidungsfindung im Zusammenhang mit der Ansiedlung neuer 

Rechenzentren dient.

Arbeitsplätze
Rechenzentren schaffen eine begrenzte Anzahl von direkten Arbeitsplät-
zen. Dabei gehen die RZ-Planer davon aus, dass die Rechenzentren einen 
Anteil von 50 bis 60 Prozent an Höherqualifizierten beschäftigen (im Be-
reich der IT, der Gebäudetechnik und auch allgemeineren Management-
Funktionen). Ein Großteil der wirtschaftlichen Wertschöpfung durch Re-
chenzentren entsteht in nachgelagerten digitalen Dienstleistungen wie 
IT-Beratung, Managed Services und Cloud-Angeboten. Während für Be-
trieb und Wartung eines 1-Megawatt-Rechenzentrums nur ein Arbeitsplatz 
nötig ist, können bei Dienstleistern, die diese Rechenleistung nutzen, bis 
zu 20 weitere Arbeitsplätze entstehen.

Kennzahlen (Erfahrungswerte TTSP HWP):

Bei Grundstücken in der Größenordnung von 25.000 bis 50.000 Quadrat-
meter kann von einer Beschäftigtenzahl von 1,5 bis 2 Beschäftigten pro 
Quadratmeter Grundstücksfläche ausgegangen werden; bei Grundstü-
cken von 50.000 bis 100.000 Quadratmetern von 1 bis 1,5 Beschäftigten 
pro Quadratmeter; bei Grundstücken, die größer als 100.000 Quadratme-
ter sind, von unter einem Beschäftigten pro Quadratmeter. 
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In einigen Fällen ist die relativ geringe Anzahl von Arbeitsplätzen, bezogen 
auf eine bestimmte Fläche, sogar als Vorteil zu sehen, da Fachkräfteman-
gel sowie die demographische Entwicklung von geringerer Bedeutung für 
die Sicherung des Gewerbestandortes sind.

Abwärmenutzung zur Dekarbonisierung der Wärmeerzeu-
gung in Kommunen
Deutschland beginnt damit das enorme Potenzial der Abwärmenutzung 
aus Rechenzentren voll auszuschöpfen. Für die Kommunen entfalten an-
gesiedelte Rechenzentren ihre Vorteile im Kontext der gesetzlich gefor-
derten Wärmeplanung und der Dekarbonisierung der Wärmeerzeugung, 
denn sie liefern eine beträchtliche Wärmeleistung, die praktisch als Ne-
benprodukt des IT-Betriebs entsteht. Besonders vorteilhaft wirkt sich da-
bei die hohe Energiedichte und die gleichbleibende Wärmeleistung von 
Rechenzentren aus. Die Möglichkeiten der Abwärmenutzung werden auf-
grund der Vielschichtigkeit in verschiedenen Kapiteln wiederholt aufge-
griffen.

Kennzahlen

In Anlehnung an die oben genannten elektrischen Leistungsdichten pro 
Quadratmeter Grundstücksfläche können auch thermische Leistungsdich-
ten abgeschätzt werden. 

Im Grundsatz gilt, dass die elektrische Leistung für die IT fast 1:1 in ther-
mische Leistung umgerechnet werden kann. Dies bedeutet, dass ein Re-
chenzentrum mit einer IT-Leistung von 10 MW auch fast 10 MW an Wärme 
liefert. 

Bei den oben genannten Dichten bedeutet dies wiederum, dass pro 
Quadratmeter Grundstücksfläche knapp 1 bis 1,5 kW Wärmeleistung an-
fallen (der Spitzenwert ist hier nicht berücksichtigt). Für ein Grundstück 
mit 30.000 Quadratmeter bedeutet dies eine Wärmeleistung von 30 bis 
45 MW.

Daten aus dem Projekt „Franky“, vormals „Westville“, mit rund 1.300 Woh-
nungen zeigen laut Unternehmensangaben einen Spitzenwärmebedarf 
von 3,2 MW im Winter und rund 150 kW im Sommer. In Griesheim schließt 
Equinix drei Rechenzentren mit ca. 10 MW an das Nahwärmenetz an. So-
bald die volle Kapazität erreicht ist, werden ca. 55 MW Abwärme produ-
ziert. Der Stadtteil Griesheim hat einen Bedarf von 35 bis 45 MW Wärme. 
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Herausforderungen für die Kommunen 

Städtebauliche Themen
Die Größe der Gebäude, d.h. die Grundfläche in Verbindung mit der Höhe, 
wird von fast allen Kommunen als kritisch gesehen. Die großen Geschoss-
höhen von üblicherweise 6 bis 7,5 Meter ergeben sich aber aus der Tech-
nik, insbesondere der Kühlung, und lassen sich bei heute vorherrschen-
den Kühlverfahren kaum reduzieren.

Oft bemängelt wird auch die wenig anspruchsvolle Architektur, die Re-
chenzentren oft zu Fremdkörpern im Stadtbild macht. In Verbindung mit 
der Größe der Gebäude führt dies zu geringer Akzeptanz in der Bevölke-
rung. 

Hohe Zäune und Kameras werden ebenfalls als problematisch gesehen, 
da sie ein bedrohliches Bild kreieren können, auch wenn sie für die Erfül-
lung von Sicherheitsanforderungen unabdingbar sind. 

Große Schornsteinhöhen ergeben sich aus der technischen Anleitung zur 
Reinhaltung der Luft, kurz TA-Luft, um die vertikale Abströmung von Ab-
gasen zu erleichtern und Belastungen zu minimieren – sie sind untrennbar 
mit der Nutzung von Notstromgeneratoren verbunden.

Insgesamt ergibt sich ein Spannungsfeld zwischen Flächenversiegelung 
und Landschaftsbild. Eine Reduktion der Versiegelung auf einem Grund-
stück bedeutet, dass die Gebäudehöhe vergrößert werden muss, um das 
entsprechende Rechenzentrumspotenzial zu erzielen. Höhere Gebäude 
beeinträchtigen wiederum das Landschaftsbild.

Flächenkonkurrenz
Rechenzentrumsentwickler sind in der Lage, hohe Preise pro Quadratme-
ter Grundstücksfläche zu bezahlen. Dies hat zu erheblichen Steigerungen 
von Grundstückspreisen für Gewerbeflächen geführt und damit teilweise 
zur Verdrängung von Bestandsgewerbe. Insbesondere Städte wie Frank-
furt und Hanau haben ihre jeweiligen Steuerungsinstrumente – den Gewer-
beflächenentwicklungsplan in Frankfurt sowie die Rechenzentrumsstrate-
gie in Hanau – auch vor diesem Hintergrund entwickelt. Beiden gemein 
ist, dass die Rechenzentrumsnutzung explizit nur noch in bestimmten Ge-
werbegebieten möglich sein wird und in anderen ausgeschlossen werden 
soll. 

Komplexität der Projekte
Die Komplexität der Projekte setzt seitens der Kommunen erhebliches 
Fachwissen und Ressourcen voraus. Aufgrund der Informations- und Ka-
pazitätsasymmetrie sind gerade kleine Kommunen nicht in der Lage, diese 
Projekte adäquat zu begleiten oder zu steuern. 
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Vor dem Hintergrund, dass RZ-Entwickler häufig internationale Konzerne 
sind, findet die Kommunikation häufig in englischer Sprache statt. Dies be-
deutet, dass die Planungsämter in den Kommunen oft personell und fach-
lich an ihre Grenzen geraten und sich die Bearbeitungszeiten verlängern. 
Dies führt wiederum aus Sicht der RZ-Entwickler dazu, dass Projekte gar 
nicht oder nur verzögert voranschreiten oder gar nicht erst angegangen 
werden. Kommunen, die über eine eigene Bauaufsichtsbehörde, eigenes 
Umweltamt etc. verfügen, sind hier im Vorteil.

Die konkreten Auswirkungen der Rechenzentrumsansiedlung auf die 
Kommune und den Landkreis lassen sich nicht konkret beantworten, son-
dern müssen einzelfallabhängig betrachtet und gut abgewogen werden. 
Entscheidend hierfür ist, in welchem Umfang sich ein Rechenzentrumsbe-
treiber auf lokale Lieferketten fokussieren kann, weil ein ausreichend brei-
tes Spektrum an Zulieferern (wie Handwerksbetriebe, Gärtner, Catering, 
IT- und Kommunikationsdienstleistungen) vorhanden ist. 

Exkurs: Entwicklungszeiten von Rechenzentren

Um vorab den Pflichtenkreis des geplanten Rechenzentrums nach 
dem EnEfG einordnen zu können, muss die geplante Betriebsauf-
nahme des Rechenzentrums bestimmbar sein. 

Die folgenden Zeiten sind unverbindlich und beruhen auf Erfah-
rungswerten.

•	 Dauer ab Beginn der Planung bis Einreichung Bauantrag:  
6–8 Monate

•	 Erteilung der Baugenehmigung ab Einreichung: 5–7 Monate

•	 Dauer ab Baubeginn bis zur Inbetriebnahme: 15–18 Monate 

Je nach Größe eines Rechenzentrums bedeutet dies, dass 2,5 bis 3 
Jahre vom Beginn eines Projektes bis zur Inbetriebnahme vergehen. 
In Hinblick auf das EnEfG bedeutet dies für neue Projekte den wahr-
scheinlichen Zeitpunkt der Inbetriebnahme zum 1. Juli 2027 oder  
1. Juli 2028. 

Handlungsempfehlungen für die Kommune 

•	 Empfehlenswert ist es, bei der Ansiedlung eines Rechenzentrums eine 
wirtschaftliche bzw. juristische Beratung hinzuzuziehen, damit die As-
pekte rund um das Thema Gewerbesteuer frühzeitig untersucht werden.

•	 Zu prüfen wäre eine Grundstücksvergabe, wenn der dort anzusiedelnde 
Rechenzentrumsbetreiber bereit wäre, mehrere Firmensitze dorthin zu 
verlegen (Schindling, 2021; Sage GmbH, o. J.).
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6	  Nachhaltige Gestaltung und Ansiedlung  
			   von Rechenzentren

Bei der Ansiedlung von Rechenzentren spielt das Thema Nachhaltigkeit 
im politischen und öffentlichen Diskurs eine zentrale Rolle. Rechenzentren 
können als Basisinfrastruktur der Digitalisierung einen wesentlichen Bei-
trag leisten, um einige der 17 Nachhaltigkeitsziele der Vereinten Nationen 
anzustreben. 

Oftmals stehen ökologische Fragen im Vordergrund, wie die Reduzierung 
von Emissionen, Wasser- und Energieverbrauch. Doch auch die sozialen 
und ökonomischen Aspekte der Nachhaltigkeit sollten nicht vernachläs-
sigt werden, da sie maßgeblich zur Attraktivität und Akzeptanz des Re-
chenzentrumsstandorts beitragen können. Aus der Perspektive der so-
zialen Nachhaltigkeit sind negative Auswirkungen auf Gesundheit und 
Wohlergehen kaum festzustellen. Verhältnismäßig geringe Geräusch- und 
Schadstoffemissionen entstehen bei Testläufen von Diesel- und Notstrom-
generatoren. 

Aus der Perspektive der ökologischen und ökonomischen Nachhaltigkeit 
sorgen ressourcenschonende Methoden und Maßnahmen (z. B. Wasser-
verbrauch, Emissionen, Energieverbrauch) dafür, die Infrastruktur der 
Kommune zu schonen und Überbelastungen zu verhindern. 

Ein ganzheitlicher Ansatz, der ökologische, soziale und ökonomische As-
pekte der Nachhaltigkeit sowie die Bürgerinnen und Bürger frühzeitig ein-
bezieht, bietet die beste Grundlage, um Rechenzentren erfolgreich anzu-
siedeln und sie langfristig in die jeweilige Kommune zu integrieren. Durch 
die Umsetzung von konkreten Maßnahmen entstehen Synergien, die sich 
positiv auf die Nachhaltigkeitsbilanz von Rechenzentren und Kommunen 
auswirken können. 

Es bestehen unterschiedliche Vorgaben für nachhaltige Rechenzentren 
seitens der Kommunen, der Bundesländer und des Bundes. Tabelle 2 gibt 
eine Übersicht zu den Schlüsselbereichen. 
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Schlüsselbereiche Bund Land Kommune 

Energieeffizienz EnEfG

Wasserverbrauch Hessisches Wassergesetz Wassersatzung 

Erneuerbare Energien EnEfG Ggf. über kommunale PPA 
(s.u.)

Abfall Abfallsatzung

Abwärme EnEfG Kommunale  
Unternehmen

Begrünung Bauleitplanung

Biologische Vielfalt Bauleitplanung 

Wassermanagement Wassersatzung,  
Bauleitplanung

Emissionen – Schall TA-Lärm Konkretisierung in  
Bauleitplanung

Emissionen – Luft TA-Luft Leitfaden des Regierungsprä-
sidiums Darmstadt 

Ggf. Konkretisierung in Bau-
leitplanung

Zertifizierungen Städtebaulicher Vertrag 

Tabelle 2: Nachhaltigkeitsthemen im Überblick 

(Quelle: eigene Darstellung)

6.1	 	Energieeffizienz und  
		 PUE-Wert 

Der sogenannte PUE-Wert wird häufig als zentraler Gradmesser für die 
Energieeffizienz eines Rechenzentrums herangezogen. Je näher an 1,0 
dieser PUE-Wert liegt, desto weniger von der insgesamt benötigten elekt-
rischen Energie wird für den Betrieb der Infrastruktur des Rechenzentrums 
verwendet und desto mehr davon für den Betrieb der IT. So gilt ein nied-
rigerer PUE-Wert als nachhaltiger, da der Gesamtenergieverbrauch bei 
gleichem Energieverbrauch der IT geringer ist. Vorgaben zu maximalen 
PUE-Werten als Jahresdurchschnitt wurden teilweise in städtebaulichen 
Verträgen verankert, sind mittlerweile aber im sog. Energieeffizienzgesetz 
(EnEfG, siehe Kapitel 6) auf Bundesebene festgeschrieben, sodass eine 
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Festlegung auf kommunaler Ebene nicht mehr erforderlich ist. Da der im 
EnEfG festgelegte Wert sehr ambitioniert ist, ist eine darüber hinausge-
hende, noch stringentere Festlegung nicht sinnvoll. Aus diesem Grund 
bietet sich hier kein für Kommunen sinnvoller Handlungsrahmen.2 

6.2	 	Grünen Strom und erneuer- 
		 bare Energien nutzen

Die Herkunft und Zusammensetzung (Strommix) des Stroms spielt eine 
ganz entscheidende Rolle bei der Nachhaltigkeit von Rechenzentren. 
Auch hierzu wurden und werden häufig Festlegungen in städtebauli-
chen Verträgen getroffen, welche die Nutzung von grünem Strom gemäß  
§ 3 Nr. 18c EnWG, § 3 Nr. 21 EEG festschreiben. Auch hierzu macht das 
EnEfG auf Bundesebene entsprechende Vorgaben, nach denen Rechen-
zentren ab 2027 vollständig mit erneuerbaren Energien betrieben werden 
müssen. Dies wird bilanziell betrachtet, kann also bspw. auch durch sog. 
PPA erreicht werden.

Power Purchase Agreement PPA
Ein Power Purchase Agreement ist kurz gefasst eine Stromkaufvereinba-
rung, wobei zwei Parteien einen Vertrag schließen, bei dem sämtliche 
Konditionen geregelt werden. Zumeist wird der Vertrag zwischen dem 
Stromanbieter und dem Stromabnehmer geschlossen. Neben der Strom-
liefermenge, Strompreisen und Vertragsstrafen können hier auch die An-
teile an erneuerbaren Energien geregelt werden. Hierbei ist zu beachten, 
dass oftmals der Nutzer des Rechenzentrums und nicht der Betreiber den 
Strom einkauft. Dies bedeutet, dass der Abschluss einer solchen Vereinba-
rung unter Umständen mit einem anderen Vertragspartner erfolgen muss. 
Dabei ist es wahrscheinlich, dass der Nutzer des Rechenzentrums zu Be-
ginn der Gespräche noch nicht feststeht, sondern erst, nachdem das Bau-
recht sichergestellt wurde.

Ansätze für kommunales Handeln

Soweit die Kommunen oder städtischen Betriebe über Erzeugungs-
anlagen von erneuerbaren Energien verfügen, können PPA mit 
Rechenzentrumsbetreibern direkt abgeschlossen werden. 

2 Die rechtliche Situation ist derzeit klar geregelt, steht jedoch in der Fachwelt in der Diskussion. Besonders  
die spezifischen Gegebenheiten von Colocation-Rechenzentren führen zu unterschiedlichen Einschätzungen  
hinsichtlich der steuerlichen und regulatorischen Rahmenbedingungen. Während die geltende Rechtslage  
Anwendung findet, wird sie als nicht hinreichend erachtet und bleibt Gegenstand fachlicher Kritik.
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6.3	 	Nachhaltigkeitszertifizie- 
		 rungen für Rechenzentren 

Mit Zertifizierungen lässt sich nachweisen, dass Aspekte der Nachhaltig-
keit in den Bau und/oder den Betrieb des RZ eingeflossen sind. Sie haben 
einen maßgeblichen Einfluss auf Qualität und Kosten eines Projekts. Im 
Folgenden werden die gängigsten Zertifizierungssysteme bezüglich der 
Nachhaltigkeit vorgestellt. BREEAM und LEED genießen internationale 
Anerkennung und sind den Rechenzentrumsbetreibern bekannt.

BREEAM: Building Research Establishment Environmental 
Assessment Method
BREEAM ist ein aus Großbritannien stammendes Zertifizierungssystem, 
das Gebäude nach Gesichtspunkten der Nachhaltigkeit bewertet. Nach 
eigenen Angaben legt es seinen Fokus dabei auf ökologische und so-
ziokulturelle Aspekte. Der Kriterienkatalog enthält eine Reihe von Einzel-
maßnahmen, die in neun Themenfelder unterteilt sind: Energie, Wasser, 
Material, Transport, Abfall, Umwelt, Gesundheit, Management und Ökolo-
gie (Breeam Deutschland, o. J.). Der Erfüllungsgrad des Kriterienkatalogs 
bestimmt die Einstufung des Zertifikats. Je höher der Erfüllungsgrad ist, 
desto höher fällt die Zertifizierung aus. Seit 2016 ist in Deutschland die 
TÜV SÜD Industrie Service GmbH der exklusive Partnerin und somit der 
nationale Vertreterin.

LEED: Leadership in Energy and Environmental Design
LEED ist ein weltweites Zertifikat – vor allem in den USA – für das ökologi-
sche Bauen, wobei 65 Prozent der Gewichtung auf der ökologischen Qua-
lität liegt. Die Bewertung einer oder mehrerer Immobilien erfolgt anhand 
von acht Themenfeldern (German Green Building Association, o. J.).

DGNB: Deutsche Gesellschaft für Nachhaltiges Bauen
Das DGNB-Zertifizierungssystem (DGNB, o. J. a) folgt einer ganzheitlichen 
Betrachtung und Bewertung von Nachhaltigkeitsaspekten für Gebäude. 
Es zielt darauf ab, dass „ein sinnvoller und bewusster Umgang mit wirt-
schaftlichen Ressourcen über den gesamten Lebenszyklus eines Gebäu-
des“ (DGNB, o. J. b) in dessen Konzeption mit einfließt.
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Blauer Engel
Der Blaue Engel ist ein Umweltzeichen, welches für die verschiedensten 
Produktgruppen und Dienstleistungen eine Zertifizierung vergibt. Anfang 
2023 wurde eine überarbeitete Fassung herausgebracht, welche den Blau-
en Engel für den energieeffizienten Rechenzentrumsbetrieb (DE-UZ 161)  
und für die klimaschonende Colocation (DE-UZ 214) zusammengeführt 
hat. Der Blaue Engel hat sich bislang in der Rechenzentrumswelt nicht 
durchsetzen können, weil seine Forderungen in einigen Bereichen als nur 
sehr schwer erfüllbar angesehen werden.

Ansätze für kommunales Handeln

•	 Die Anwendung von (Nachhaltigkeits-)Zertfizierungen oder Aus-
schnitte daraus können in städtebaulichen Verträgen festgeschrie-
ben werden. Dies kann die Akzeptanz vor Ort steigern. 

6.4	 	Wasserverbrauch und  
		 Kühlung 

Wasser ist ein knappes Gut. Der Wasserverbrauch zur Kühlung von Rechen-
zentren hängt entscheidend von der Kühltechnologie ab. Die Ressource 
Wasser wird aufgrund von Dürren, niedrigen Grundwasserspiegeln und 
zunehmendem Wettbewerb zu einem kritischen Faktor. Der Druck seitens 
der Behörden und der Bürgerschaft, den Wasserverbrauch zu minimieren 
und auf den Einsatz von Trinkwasser zu verzichten, wird immer größer. In 
Rechenzentren hängt der Wasserverbrauch zur Kühlung entscheidend von 
der Kühltechnologie ab. 

Bei einem zirkulierenden System handelt es sich um ein geschlossenes 
System, bei dem kein zusätzliches Wasser verbraucht wird. Das Wasser 
wird immer wieder speziell aufbereitet und zur Kühlung wiederverwendet.

Die Nutzung einer Verdunstungskühlung zur Klimatisierung führt zu einem 
hohen Wasserbedarf. Hierbei wird dem Kühlsystem des Rechenzentrums 
durch Verdunstung Wasser entzogen. Durch diese Verdunstung reduziert 
sich der Anteil der Zeit, in dem Kältemaschinen betrieben werden müssen, 
um Kälte zu erzeugen. Technisch ist dies zwar nicht notwendig, aus Grün-
den der Energieeffizienz kann es aber durchaus sinnvoll sein. Es ist zu er-
warten, dass künftig vermehrt auf Verdunstungskühlung gesetzt wird, um 
die hohen Vorgaben des Energieeffizienzgesetzes zur Energieverbrauchs-
effektivität einhalten zu können. Ob eine Verdunstungskühlung eingesetzt 
werden sollte, ist im Einzelfall zu entscheiden. Relevante Entscheidungs-
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größen sind neben dem Potenzial zur Steigerung der Energieeffizienz ins-
besondere die Verfügbarkeit von Wasser am Standort und die Art des ver-
wendeten Wassers (Trinkwasser, Brauchwasser o.Ä.).

Rechenzentren nutzen Wasser ebenfalls zur Luftbefeuchtung. Dies ist ins-
besondere der Fall, wenn die Rechenzentren energieeffizient direkt mit 
der Außenluft gekühlt werden. Wenn die Außenluft (im Winter) nur eine 
geringe Feuchtigkeit aufweist, könnte dies ohne zusätzliche Befeuchtung 
zu Problemen durch elektrostatische Aufladung führen. Die Wassermen-
gen, die zur Luftbefeuchtung benötigt werden, sind aber vergleichsweise 
gering (Hintemann, Hinterholzer & Merz, 2023). 

Ein indirekter Wasserbedarf in Rechenzentren entsteht bei der Erzeugung 
des elektrischen Stroms, der für den Betrieb der Rechenzentren benötigt 
wird. Wird der Strom mittels Dampfturbinen z. B. in Kohle- oder Gaskraft-
werken erzeugt, so verursacht dies einen nicht unerheblichen Wasserbe-
darf. Im Zuge der Energiewende ist davon auszugehen, dass der Anteil 
von fossiler Energie sinken wird. 

Für sanitäre Zwecke benötigen Rechenzentren aufgrund der eher gerin-
gen Anzahl an Arbeitsplätzen nur wenig Wasser.

Ansätze für kommunales Handeln

Kommunen haben konkrete Handlungsoptionen, wie sie Vorgaben 
zur Trinkwassernutzung für Rechenzentren verankern können:

•	 Klare Vorgaben zur Trinkwassernutzung zu Kühlungszwecken 
von Rechenzentren durch die kommunalen Wasserversorger. In 
den Trinkwassersatzungen kann die Nutzung zur Kühlung ausge-
schlossen werden. Die Art des Kühlungssystems und der Umfang 
des Wasserverbrauchs der Rechenzentren sollte in Abwägung zur 
Energieeffizienz diskutiert werden.

•	 In Abwasser- und Niederschlagswassersatzungen kann festgelegt 
werden, dass unbelastetes Niederschlagswasser auf dem Grund-
stück verbleiben muss. Zu diesem Zweck müssen entsprechende 
Versickerungsflächen oder Systeme wie Rigolen, u. U. in Verbin-
dung mit Verdunstungsflächen, vorgesehen werden.

•	 Es kann auch festgelegt werden, dass Begrünung auf dem Re
chenzentrumscampus bzw. Fassaden- oder Dachbegrünung aus 
gesammeltem Niederschlagswasser zu bewässern sind.



6  Nachhaltige Gestaltung und Ansiedlung von Rechenzentren

36

Best Practice: Dietzenbach

Für ein Rechenzentrum in Dietzenbach wurden im Rahmen eines 
städtebaulichen Vertrages umfassende Anforderungen an Begrü-
nung, Regenwassermanagement und Verwendung von Brauchwas-
ser gestellt, die der Vorhabenträger verpflichtend umsetzen muss. 

6.5	 	Begrünung und städte- 
		 bauliche Integration 

Die Größe und Architektur von Rechenzentren sind zentrale Themen in 
der öffentlichen Debatte. Während die Größe aus Sicht der Rechenzent-
rumsbetreiber oft unverändert bleibt, bietet die Architektur großes Poten-
zial, das Erscheinungsbild der großen Baukörper positiv zu beeinflussen. 
Durch eine Farbgestaltung oder eine architektonische Gliederung der 
Fassaden lässt sich eine Maßstäblichkeit erreichen und die Gebäude fü-
gen sich besser in ihre Umgebung ein. Es ist zudem sinnvoll, Büro- und 
Verwaltungsgebäude in Richtung des öffentlichen Straßenraums anzuord-
nen, um eine bessere Integration in das Stadtbild zu erreichen.

Die Gestaltungssatzung der Stadt Frankfurt 

am Main schreibt bei allen Neu- und Um-

bauten im Frankfurter Stadtgebiet eine 

klimaangepasste Gestaltung von Gebäuden 

und Freiflächen vor. 

Weitere Informationen im Web hier: 

Frankfurter Gestaltungssatzung Freiraum und Klima

Die Begrünung von Rechenzentrumsfassaden wird 
zunehmend in Bebauungsplänen (B-Pläne), städte-
baulichen Verträgen oder auch in Gestaltungssat-
zungen gefordert. Eine effektive Integration der 
Begrünung in das Regenwassernutzungskonzept 
ist dabei wichtig. Bewährte Lösungen speichern 
das Regenwasser in Zisternen, um damit die Grün-
fassaden im Sommer zu bewässern, da diese ohne 
künstliche Bewässerung üblicherweise nicht über 
längere Zeiträume erhalten bleiben. Grünfassaden 
bieten dabei eine Vielzahl von Vorteilen: Städte-
baulich gliedern sie große Fassadenflächen und 
tragen zur Begrünung des Stadtgebiets bei, was 
die Akzeptanz bei Anwohnern erhöht. Für das 
Stadtraumklima leisten sie einen messbaren 

Beitrag, da sie sich weniger aufheizen als oft verwendete Blechfassa-
den und zudem den Regenwasserabfluss verzögern. Sie wirken kühlend, 
sorgen für Verschattung und verringern somit Temperaturextreme. Zu-
sätzlich filtern sie Staub und Luftschadstoffe, verbessern die Luftqualität 
und tragen zur Schallabsorption bei, was die Lärmbelastung verringert.

https://frankfurt.de/themen/klima-und-energie/klimaanpassung/gestaltungssatzung-freiraum-und-klima
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Neben der Begrünung der Fassaden spielt auch die Begrünung der nicht 
bebauten Grundstücksflächen eine wichtige Rolle. Die Bepflanzung mit 
Sträuchern und Bäumen fördert die Biodiversität und wirkt sich positiv auf 
die ökologische Bilanz eines Rechenzentrums aus. Nicht zuletzt steigert es 
die Aufenthalts- und Umgebungsqualität, was sich positiv auf das Wohl-
befinden der Menschen auswirkt.

Obwohl Photovoltaikanlagen aufgrund der Belegung der Dachflächen mit 
Technik häufig nicht dort installiert werden können, bieten Fassadenflä-
chen Potenzial für den Einsatz von Photovoltaikpaneelen. Obwohl die Er-
träge aus diesen Paneelen für die Strombilanz eines Rechenzentrums oft 
weniger relevant sind, leisten sie dennoch einen Beitrag zur Produktion 
erneuerbarer Energien. Zusätzlich kann die Auswahl von hellen Farbtönen 
für die Außenhülle und Verkehrswege dazu beitragen, die Erwärmung 
der Umgebung durch Wärmereflexion zu reduzieren. Solche Maßnahmen 
können ebenfalls in einem Bebauungsplan festgesetzt werden.

Abbildung 5: Rechenzentrum in Frankfurt Kalbach © Christian Richter

Ansätze für kommunales Handeln

•	 Vorgaben zur Begrünung können in Bebauungsplänen sowie in 
Gestaltungssatzungen festgeschrieben werden. Darüber hinaus-
gehende Vorgaben zur Fassadengestaltung sollten bzw. können 
in städtebaulichen Verträgen festgehalten werden. 
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6.6	 	Flächeneffiziente Planung  
		 von Rechenzentren 

Große Rechenzentren haben einen erheblichen Flächenbedarf. Aus ökolo-
gischer Sicht kann insbesondere eine zusätzliche Versiegelung von Natur-
flächen problematisch sein. Gerade bei Rechenzentren, die außerhalb von 
bisherigen Gewerbeflächen auf bislang unversiegelten Flächen errichtet 
werden sollen, wird diese Thematik oft intensiv diskutiert. Einer erhöhten 
Flächenversiegelung durch Rechenzentren lässt sich entgegenwirken, in-
dem z. B. belastete Altflächen genutzt oder Ausgleichsflächen geschaffen 
werden.

Ansätze für kommunales Handeln

Kommunales Handeln zum Thema Flächenbedarf kann insbesonde-
re an folgenden Punkten/Fragestellungen ansetzen: 

•	 Welche Flächen können Rechenzentren zur Verfügung gestellt 
werden?

•	 Werden die neuen Rechenzentren auf unbebauten Naturflächen 
oder auf bereits versiegelten Flächen bzw. Industriebrachen ge-
baut? Werden im Rahmen des Bauprojektes ggf. Altlasten saniert 
oder Ausgleichsflächen geschaffen?

•	 Welche Geschosszahl ist beim Neubau geplant? Durch den Bau 
von mehrgeschossigen Gebäuden kann die Nutzfläche in den Re-
chenzentren gegenüber einem eingeschossigen Bau sehr deut-
lich erhöht werden. 

•	 Wie hoch ist das Ausmaß der Flächenversiegelung durch den Re-
chenzentrumsbau? Können z. B. Außenflächen wie Parkplätze so 
gestaltet werden, dass möglichst wenig Fläche versiegelt wird? 



6  Nachhaltige Gestaltung und Ansiedlung von Rechenzentren

39

Exkurs: Notstromerzeugung durch  
Dieselmotoren 

Die Diskussion um die Notwendigkeit von Notstromdieselmotoran-
lagen (NDMA) kommt immer wieder auf, da die Stabilität des Strom-
netzes in Deutschland sehr hoch ist und die Rechenzentren in der Re-
gel redundant an das Hochspannungsnetz angeschlossen sind, das 
noch verfügbarer ist (generell gilt, je höher die Spannungsebene, 
desto verfügbarer das Stromnetz) als das Mittelspannungsnetz, auf 
das sich die Statistiken des SAIDIENWG (System Average Interrupti-
on Duration Index) beziehen. Andererseits wären die Konsequenzen 
eines Ausfalls der IT für deren Betreiber und Nutzer so katastrophal, 
dass auch bei einer sehr hohen Verfügbarkeit des Stromnetzes Not-
stromgeneratoren der Branchenstandard sind und eigentlich fast 
ausnahmslos gefordert werden. Für Rechenzentrumsbetreiber be-
steht die Anforderung, den Betrieb für eine längere Zeit (meist 24 
bis 48 Stunden, in manchen Fällen auch mehr) autark weiterführen 
zu können. 

Gasbetriebene Generatoren sind aufgrund der Unsicherheiten in 
der Versorgung und der generell wahrgenommenen Verknappung 
von Gas meist nicht mehr in den Forderungskatalogen von Kommu-
nen und Naturschutzverbänden enthalten. Die lokale Lagerung von 
großen Mengen an Gas stellt keine Alternative dar, weil daraus ein 
Sicherheitsrisiko für das Rechenzentrum sowie für die umliegenden 
Gebiete resultiert. 

Brennstoffzellen sind an die Stelle von Gasgeneratoren getreten, 
weisen jedoch im Grundsatz ähnliche Problematiken auf. Die Tech-
nologie wird in Deutschland bisher lediglich für kleine Metro-Ed-
ge oder Edge-Rechenzentren eingesetzt, erste Testversuche laufen 
noch. Eine Bewertung hinsichtlich Marktreife steht noch aus. Brenn-
stoffzellen reduzieren die Emissionen von Schadstoffen vor Ort ge-
waltig, jedoch ist grüner Wasserstoff, der auch hinsichtlich CO²-Emis-
sionen einen erheblichen Beitrag leisten könnte, auch nur begrenzt 
verfügbar. 
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6.7	 	Soziale Nachhaltigkeit und  
		 Community Engagement 

Nachhaltigkeit bedeutet auch die Berücksichtigung sozialer und gesell-
schaftlicher Faktoren in einer Kommune. Hierzu können Rechenzentren 
ebenso einen aktiven Beitrag leisten, der im englischen Sprachgebrauch 
meist unter Community Engagement subsumiert wird. 

Praxisbeispiel Ausbildungsprogramm bei Amazon 
Web Services (AWS)

Amazon Web Services (AWS) startete 2023 ein Ausbildungspro-
gramm in Zusammenarbeit mit Siemens, bei dem junge Menschen 
als Fachinformatiker für Systemintegration und Elektroniker für Be-
triebstechnik ausgebildet werden. Das Programm zielt darauf ab, di-
gitale Kompetenzen für die wachsende IT- und Digitalwirtschaft zu 
vermitteln und einen Talentpool für lokale Unternehmen zu schaffen. 
Neben praxisorientierten Schulungen werden die Auszubildenden 
auch in Cloud-Technologien geschult, die IHK-zertifiziert sind.

2024 startete Cyrusone in Kooperation mit Provadis ein Ausbildungs-
angebot zum Rechenzentrumstechniker. Es ist das erste Mal, dass 
eine solche Ausbildung in Deutschland angeboten wird. 

Diese Initiativen fördern nicht nur die berufliche Entwicklung junger 
Talente, sie stärken auch das Community Management und die lang-
fristige Integration in die lokale Wirtschaft (Amazon Web Services, 
2023; Datacenter Insider, 2024).

Projekte aus dem Community Engagement:

•	 Einrichtung eines Digitalisierungsbüros oder von Digitalisierungslotsen

•	 Unterstützung von IT-Projekten für Schulen

•	 Bereitstellung und aktive Bewerbung von Ausbildungsplätzen

•	 Unterstützung lokaler Vereine

•	 Aufstellung von Informationsstationen oder Infotafeln 

•	 Veranstaltungen wie Tag der Informatik, Infotag IT-Berufe und Beteili-
gung an Nachwuchsmessen

•	 Stärkung lokaler Unternehmen durch Synergien und gezielte Ansprache 
sowie Veranstalten von Informationstagen
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Ansätze für kommunales Handeln

Maßnahmen zum Community Engagement können in der Regel 
nicht im Rahmen von Bauleitverfahren rechtssicher vereinbart wer-
den, da diese möglicherweise dem Kopplungsverbot unterliegen. 
Eine Vielzahl von Rechenzentrumsbetreibern bieten diese Maß-
nahmen jedoch generell an und verweisen auf freiwillige Engage-
ments an anderen Standorten. Insoweit kann sich die Kommune im 
Vorfeld von Gesprächen über derartige freiwillige Initiativen eines 
Rechenzentrumsbetreibers informieren und dafür werben, dass der 
Betreiber sich auch in der jeweiligen Kommune auf freiwilliger Ba-
sis engagiert. 
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7	  Maßnahmen zur Steigerung der Akzeptanz

7.1	 	Stakeholderanalyse 
Die Stakeholderanalyse in der Planung von Rechenzentren bezieht alle re-
levanten Projektbeteiligten unter Berücksichtigung ihrer Ziele und Motive 
ein. Sie erfolgt sowohl auf übergeordneter als auch auf projektbezogener 
Ebene. Eine Übersicht und frühzeitige Einbindung aller Beteiligten erleich-
tert die Planungssicherheit und die Akzeptanz durch sekundäre Beteiligte 
wie Bürgerinitiativen. Besonders wichtig ist die Berücksichtigung von Flä-
chennutzungs- und Bebauungsplänen sowie städtebaulichen Konzepten, 
die ohne Erläuterung für Bürger schwer verständlich sein können. Zu den 
Stakeholdern gehören politische Akteure, Stadtwerke, mögliche Empfän-
ger von Abwärme, Interessensgemeinschaften, Naturschutz-, Klimaschutz- 
und Denkmalpflegeverbände, Nachbarn, Behörden, Grundstückseigner, 
Nutzer, Architekten, Fachingenieure, Netzbetreiber, Rechtsberater sowie 
Stadt- und Verkehrsplaner.

7.2	 	Bürgerdialoge
Je nach Reifegrad des Bebauungsplans 

sollten Bürgerdialoge oder Informations-

veranstaltungen bereits vor der frühzeitigen 

Beteiligung nach § 3.1 Abs. 1 BauGB oder 

im Rahmen dieser stattfinden. Es ist zudem 

ratsam, solche Formate vor oder während 

der Offenlage gemäß § 3.2 BauGB zu wie-

derholen, um sicherzustellen, dass die öf-

fentliche Meinung erfasst und im politischen 

Entscheidungsprozess berücksichtigt wird.

Im Vergleich zu anderen Industrie- und Gewerbean-
siedlungen haben Rechenzentren geringe negative 
Auswirkungen auf ihre Umgebung. Außerhalb der 
Bauphase verursachen sie in der Regel kaum Ver-
kehr oder andere Beeinträchtigungen. Dennoch 
gibt es Aspekte, die in der Nachbarschaft immer 
wieder zu Diskussionen und Widerstand gegen die 
Ansiedlung oder den Betrieb von Rechenzentren 
führen.

Ein häufig genannter Kritikpunkt sind Schadstoff- 
und Lärmemissionen, insbesondere durch den Test-
betrieb von Notstromdieselmotoranlagen. Diese 

Tests sind gesetzlich vorgeschrieben und die Emissionen gesetzlich ge-
regelt. Der vollständige Verzicht auf diese Emissionen ist derzeit technisch 
und wirtschaftlich schwer umsetzbar, da alternative Technologien, wie 
wasserstoffbetriebene Brennstoffzellen, aktuell noch nicht ausreichend 
wirtschaftlich sind.
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7.3	 	Kommunikations- und  
		 Beteiligungsmanagement 

Es ist ratsam, die Bürger frühzeitig und aktiv zu informieren, um Bedenken 
von Anfang an zu adressieren. Spätestens zur Offenlage des Bauleitverfah-
rens sollten das Interesse geweckt und Bürgerbeteiligungsmaßnahmen 
umgesetzt werden.

Die gesellschaftliche Akzeptanz der Rechenzentrumsansiedlung hängt zu-
nehmend von Nachhaltigkeitsaspekten ab, wie z. B. der produktiven Nut-
zung von Abwärme oder dem Wasserverbrauch (abhängig von Kühlsys-
tem und Region). 

Das Community Engagement ist eine Möglichkeit, soziale Nachhaltigkeits-
komponenten zu integrieren und die Akzeptanz zu steigern. Hierbei kön-
nen Kommunikations- und Beteiligungskonzepte, wie sie aus der Energie-
wende bekannt sind, adaptiert werden.

Wesentlich ist, dass die Verantwortlichen klar darlegen, wie sie in Berei-
chen wie nachhaltigem Energie- und Wassermanagement, Flächenversie-
gelung und architektonischer Einbindung in die Umgebung handeln wol-
len. Je frühzeitiger und konstruktiver die Kommunikation gestaltet wird, 
desto größer ist die Chance auf eine positive öffentliche Wahrnehmung 
und eine nachhaltige Ansiedlung. Im Kern geht es darum, durch die ent-
sprechenden Prozesse aus den Betroffenen auch Beteiligte zu machen.

Viele Betreiber sind bereit, Maßnahmen zu ergreifen, um das Image zu ver-
bessern und die Akzeptanz zu steigern. Ein frühzeitiger Dialog ermöglicht 
die Ausarbeitung von Projekten. Einzelne Punkte können sich bei entspre-
chenden Rahmenbedingungen in städtebaulichen Verträgen verankern 
lassen. Dabei sollten sowohl die Interessen der Gemeinde als auch die 
Möglichkeiten des Rechenzentrumsbetreibers berücksichtigt und rechtli-
che Aspekte frühzeitig geklärt werden.

7.4	 	Klimafonds
Ein lokaler Klimafonds schafft ein Angebot zur Teilhabe am Klimaschutz, 
welches Bürgerinnen und Bürgern sowie öffentlichen, privatwirtschaftli-
chen und gemeinnützigen Organisationen die Möglichkeit bietet, sich an 
der Finanzierung und Umsetzung regionaler Klimaschutzaktionen zu be-
teiligen. Er kann durch die Kommunal- bzw. Stadtverwaltung eingerichtet 
und verwaltet werden. Hierbei sollten die Rechtsform, die Finanzierungs-
quelle und die konkreten Klimaziele frühzeitig festgelegt werden. Die Fi-
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nanzierung des Klimafonds kann durch kommunale Eigenmittel, Spenden 
oder durch die Möglichkeit von „Kombizertifikaten“ sichergestellt werden. 
Ein lokaler Klimafonds kann eingerichtet werden, indem eine Kommune 
ein Förderinstrument etabliert, das finanzielle Mittel für regionale Klima-
schutzprojekte mobilisiert. Die Finanzierung kann durch kommunale Ei-
genmittel sowie Beiträge von Unternehmen, Bürgerinnen und Bürgern 
sowie Stiftungen erfolgen. Die organisatorische Umsetzung kann dabei 
flexibel gestaltet werden, beispielsweise durch Integration in die Kommu-
nalverwaltung, Gründung eines kommunalen Unternehmens oder Zusam-
menarbeit mit lokalen Vereinen oder Stiftungen.

Best Practice: Hanau

Die Stadt Hanau hat im Rahmen einer Rechenzentrumsansiedlung 
im städtebaulichen Vertrag festgeschrieben, dass für jede Kilowatt-
stunde, die nicht lokal bezogen wird, ein bestimmter Betrag in den 
lokalen Klimafonds einbezahlt wird. Der Stromverbrauch und -be-
zug wären entsprechend nachzuweisen. Da Strom nur selten in der 
Größenordnung, wie ihn ein Rechenzentrum benötigt, lokal produ-
ziert wird, können selbst bei kleinsten Einheiten hierbei relevante 
Beiträge entstehen. Gegebenenfalls können hier auch Anreize ge-
meinsam mit einem PPA geschaffen werden. 

7.5	 	Konkrete Handlungs- 
		 optionen

Kommunen haben verschiedene Möglichkeiten, um die Ansiedlung von 
Rechenzentren positiv zu gestalten und deren Akzeptanz zu steigern. Da-
bei können soziale und nachhaltige Aspekte durch gezieltes Community 
Engagement integriert werden. Dies kann zwar im Rahmen von Bauleit-
verfahren oft nicht rechtssicher vereinbart werden, da es dem Kopplungs-
verbot unterliegen könnte, jedoch bieten viele Rechenzentrumsbetreiber 
freiwillige Engagements an, die auch in der Kommune eingefordert wer-
den können. Hier einige Handlungsoptionen für Kommunen:
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Ansätze für kommunales Handeln

•	 Förderung der Bürgerbeteiligung und frühzeitige Einbindung der 
Anwohner

•	 Vorgaben oder Vereinbarungen zur Fassadengestaltung oder 
Fassadenbegrünung

•	 Vorgaben oder Vereinbarungen zu Emissions- und Lärmschutz-
maßnahmen

•	 Projekte aus dem Community Engagement

•	 Einrichtung eines Digitalisierungsbüros oder von Digitalisierungs-
Lotsen

•	 Unterstützung von IT-Projekten für Schulen

•	 Bereitstellung und aktive Bewerbung von Ausbildungsplätzen

•	 Unterstützung lokaler Vereine

•	 Aufstellung von Informationsstationen oder Infotafeln

•	 Veranstaltungen wie Tag der Informatik, Infotag IT-Berufe und Be-
teiligung an Nachwuchsmessen

•	 Stärkung lokaler Unternehmen durch Synergien und gezielte An-
sprache sowie Veranstalten von Informationstagen

Diese Maßnahmen können dazu beitragen, dass Rechenzentren nicht nur 
als Infrastrukturprojekte, sondern auch als aktive Partner in der regionalen 
Entwicklung wahrgenommen werden.
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8	  Energiebedarf und Energieeffizienzgesetz

Die Diskussionen um die ökologischen Nachhaltig-
keitswirkungen von Rechenzentren fokussieren sich 
zumeist auf ihren Energiebedarf im Betrieb und die 
damit verbundenen Treibhausgaswirkungen. Auf-
grund des aktuell sehr starken Ausbaus der Rechen-
zentrumsinfrastrukturen ist damit zu rechnen, dass 
dieser Stromverbrauch bis zum Jahr 2030 auf über 
31 Mrd. kWh ansteigen wird (Hintemann et al, 2024). 
Wie eingangs erwähnt, ist allein für den Raum Frank-
furt/Rhein-Main mit einer Verdoppelung des Strom-
verbrauchs bzw. Strombedarfs durch Rechenzentren 
zu rechnen.

Die Verwendung von regenerativ erzeugtem Strom zur Reduktion des 
CO²-Ausstoßes ist möglich. Aufgrund der Größe der Rechenzentren und 
des kontinuierlichen Strombedarfs (24 Stunden, 365 Tage im Jahr) kann 
über eine Eigenstromerzeugung bspw. mit Photovoltaik nur ein geringer 
Anteil des Gesamtstrombedarfs realisiert werden. Der von Rechenzentren 
über das Netz von Stromversorgern bezogene Strom muss gemäß Ener-
gieeffizienzgesetz ab 2027 bilanziell aus regenerativen Quellen stammen. 
Hierzu bieten sich verschiedene Formen von Ökostromverträgen oder 
auch Power Purchase Agreements (PPA) an. 

Im Zuge der Anstrengungen der Nachhaltigkeitsberichterstattung ist an-
zunehmen, dass die Erfassung der direkten und besonders der indirekten 
Treibhausgasemissionen, z. B. von gekauften Produkten (Scope-3-Emissio-
nen), in den nächsten Jahren präziser wird.

Ca. 20 Mrd. kWh  

Stromverbrauch pro Jahr  

(Bezugsjahr 2024)

3,7 % des gesamten deutschen  

Stromverbrauchs

70 % mehr Stromverbrauch seit 2010 

(Rechenzentren & kleine IT-Installationen)

6,5 Mio. t CO² (Borderstep, 2023)
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Ansätze für kommunales Handeln

Im Rahmen von verpflichtenden Vorgaben oder bilateralen Verein-
barungen zwischen Kommunen und Rechenzentren gibt es zum 
Thema Energiebedarfe und Treibhausgasemissionen einige Ansatz-
punkte für kommunales Handeln, z. B.:

•	 Art des Strombezugs der Rechenzentren (Ökostromverträge, PPA 
oder die anteilige Eigenstromerzeugung durch Photovoltaik)

•	 Einrichtung von Klimafonds oder Vereinbarungen zu anderen 
Ausgleichsmaßnahmen zum Klimaschutz

•	 Verpflichtung zur ganzheitlichen Erfassung von Treibhausgas-
emissionen und zu ihrer Vermeidung, z. B. durch die Verwendung 
von klimafreundlichen Kältemitteln oder klimafreundlichen Bau-
stoffen. Für nicht vermeidbare Treibhausgasemissionen können 
geeignete Ausgleichsmaßnahmen vereinbart werden. 

•	 Vereinbarungen zur Energieeffizienz von Rechenzentren. Gehen 
diese Vereinbarungen über die Anforderungen im Energieeffi-
zienzgesetz hinaus, kann sich z. B. an den Best Practices im „Eu-
ropean Code of Conduct for Energy Efficency in Data Centers“ 
orientiert werden. Außerdem besteht die Möglichkeit, sich an 
den Vergabekriterien des Blauen Engels für Rechenzentren oder 
Nachhaltigkeitszertifizierungen des TÜV zu orientieren. Mittel-
fristig ist auf EU-Ebene auch die Einführung einer Effizienzkenn-
zeichnung für Rechenzentren geplant. 

8.1	 	Überblick über das  
		 Energieeffizienzgesetz 

Energieeffizienzgesetz (EnEfG)

Gemäß § 3 (Begriffsklärungen) fallen nur 

Rechenzentren mit einer nicht redundanten 

elektrischen Nennanschlussleistung ab 300 

Kilowatt unter die Regelungen des Gesetzes. 

Mit dem Gesetz werden insbesondere in 

fünf Bereichen Anforderungen an Rechen-

zentren gestellt. 

Mit dem Energieeffizienzgesetz (EnEfG) setzte die 
deutsche Bundesregierung im Jahr 2023 die EU-
Energieeffizienzrichtlinie in nationales Recht um. 
Das Gesetz setzt erstmalig regulatorische Vorgaben 
um, die sich direkt an Rechenzentren richten. Die 
Anforderungen im deutschen Gesetz gehen dabei 
teilweise über die EU-Richtlinien hinaus.

Das Energieeffizienzgesetz ist für Kommunen hilf-
reich, da dieses eine Reihe von Punkten regelt, die 
auch im Rahmen von Ansiedlungsprojekten von
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Rechenzentren diskutiert werden, wie die Abwärmeabgabe oder die Ener-
gieverbrauchseffektivität. 

Für Kommunen ist besonders relevant, wie die Regelungen zur Abwärme-
nutzung künftig in der Praxis gehandhabt werden. 

Kernanforderungen aus dem Energieeffizienzgesetz: 
1.	 Forderung eines Energie- und Umweltmanagementsystem (§ 12) ab 

dem 1. Juli 2025

Weitere Informationen im Web hier: 

Energieeffizienzgesetz für Rechenzentren

2.	 Anforderungen der Energieverbrauchseffektivität (§ 11 Abs. 1 und 
Abs. 2)
Für neue Rechenzentren, die nach dem 1. Juli 2026 in Betrieb gehen, 
wird eine Energieverbrauchseffektivität von 1,2 oder kleiner gefordert. 
Das heißt, dass der jährliche Energiebedarf des gesamten Rechenzen-
trums inklusive aller Nebenaggregate wie Kühlung etc. maximal um 20 
Prozent über dem jährlichen Energiebedarf der Informationstechnik 
liegen darf. Vor dem Hintergrund der aktuell üblichen Werte für die 
Energieverbrauchseffektivität von Rechenzentren, die im Durchschnitt 
bei 1,5 bis 1,6 liegen (Donnellan et al., 2023; Hintemann, Hinterholzer 
& Seibel, 2023), ist dies eine anspruchsvolle Zielsetzung. Für Rechen-
zentren, die vor dem 1. Juli 2026 in Betrieb genommenen werden, 
gelten Übergangsregelungen. Ab dem 1. Juli 2030 darf ihre Energie-
verbrauchseffektivität nicht höher als 1,3 liegen. 

3.	 Mindestanforderungen für den Anteil wiederverwendeter Energie 
(Abwärme) (§ 11 Abs. 2, S. 2) 
Die vorgegebene Höhe des Anteils an wiederverwendeter Energie 
bestimmt sich wieder nach dem Datum der Betriebsaufnahme. So 
müssen Rechenzentren, die

•	 ab dem 1. Juli 2026 den Betrieb aufnehmen, einen ERF von mindes-
tens 10 Prozent aufweisen,

•	 ab dem 1. Juli 2027 den Betrieb aufnehmen, einen ERF von mindes-
tens 15 Prozent aufweisen,

•	 ab dem 1. Juli 2028 den Betrieb aufnehmen, einen ERF von mindes-
tens 20 Prozent aufweisen. 

Die Anforderung an den Anteil der wiederverwendeten Energie muss 
spätestens zwei Jahre nach der Inbetriebnahme im Jahresdurchschnitt 
dauerhaft erreicht werden. 

http://www.bitkom.org/sites/main/files/2024-01/bitkom-leitfaden-energieeffizienzgesetz-fuer-rechenzentren.pdf
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4.	 Anforderungen an die Art der Stromversorgung ab dem 1. Januar 
2024
Alle vom Gesetz erfassten Rechenzentren müssen ab dem 1. Januar 
2024 ihren Stromverbrauch bilanziell zu 50 Prozent aus erneuerbaren 
Energien decken. Ab 1. Januar 2027 ist eine bilanzielle Deckung des 
Stromverbrauchs zu 100 Prozent aus erneuerbaren Energien gefor-
dert.

5.	 Informationspflichten für Rechenzentrumsbetreiber und Betreiber 
von Informationstechnik
Einmal jährlich müssen insbesondere Angaben zur Größe, zum Stand-
ort, zu Stromverbräuchen, zum Anteil erneuerbarer Energien, zum An-
teil wiederverwendeter Energie und zu Energieeffizienzkennzahlen 
veröffentlicht und an den Bund übermittelt werden.

8.2	 	Wiederverwendung von  
		 Abwärme

In Rechenzentren wird elektrische Energie im Wesentlichen in Wärmener-
gie umgewandelt, daher bedeutet die Wiederverwendung der Energie 
primär die Nutzung der Abwärme. 

Neben der Verpflichtung hierzu werden sich auch weitere Rahmenbedin-
gungen ändern, die die Abwärmenutzung aus Rechenzentren attraktiver 
werden lassen. Durch das Gesetz für die Wärmeplanung und zur Dekarbo-
nisierung der Wärmenetze werden Kommunen verpflichtet, kommunale 
Wärmeplanungen durchzuführen.3 Die Planungsverantwortlichen sind ver-
pflichtet, mögliche Wärmelieferanten an der Planung zu beteiligen. Hier 
entstehen Synergien, da Kommune und Rechenzentren ein gemeinsames 
Interesse haben, die Abwärme von Rechenzentren nutzbar zu machen. 

Auf der anderen Seite gibt es die Herausforderung bei sehr großen Re-
chenzentren, einen geeigneten Abnehmer zu finden, da die Wärmemen-
ge so groß ist (siehe „Größenordnung der Abwärme“ in Kapitel 8.8). 

Bei der effektiven Implementierung des Gesetzes spielen Kommunen und 
Energieversorger eine entscheidende Rolle. Sie stehen vor der Herausfor-
derung, die notwendige Infrastruktur zu schaffen, um die von den Rechen-
zentren erzeugte Abwärme optimal zu nutzen. Rechenzentrumsbetreiber 
übernehmen zudem möglicherweise eine neue Aufgabe, denn Rechen-
zentren werden von reinen Datenverarbeitungszentren zu potenziellen 
Energiezentralen, die sowohl Daten als auch Wärme liefern können. 

3 Für Hessen ist die kommunale Wärmeplanung bereits seit 2022 durch das Hessische Energiegesetz (HEG) geregelt. 
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8.3	 	Herausforderungen bei  
		 der Abwärmenutzung

Das Fehlen geeigneter Abnehmer, technische Herausforderungen und 
Wirtschaftsfragen sind relevante Hindernisse auf dem Weg zu einer kos-
tenökonomischen, umfangreichen Abwärmenutzung. Zudem existieren 
weitere Herausforderungen, die in der nachfolgenden Übersicht darge-
stellt sind und im weiteren Verlauf erläutert werden. 

Hemmniskategorie Hemmnis

Betriebswirtschaftlich Abwärmenutzung gehört nicht zur Kernaufgabe des Rechenzentrums

Betriebswirtschaftlich Fehlendes energetisches und wirtschaftliches Wissen

Betriebswirtschaftlich Hoher Investitionsbedarf

Betriebswirtschaftlich Lange Amortisationszeit, geringe Rendite

Kommunikativ Fehlende Best-Practice-Beispiele der Abwärmenutzung in Deutschland

Kommunikativ Fehlende Kommunikation, Silodenken

Rechtlich Entstehende Abhängigkeiten und Verpflichtungen

Technisch Fernwärmenetze nicht weit verbreitet und ausgebaut

Technisch Niedriges Temperaturniveau der Abwärme

Technisch Sicherstellung der kontinuierlichen Wärmeabnahme bzw. -verfügbarkeit

Abbildung 6: Hemmnisse nach Anzahl der Nennungen in den Bytes2Heat-Experteninterviews  

mit passenden Lösungsansätzen (Quelle: eigene Darstellung nach Bytes2Heat 2023)
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8.4	 	Wirtschaftliche Perspektive  
		 der Abwärmenutzung

Die wirtschaftliche Perspektive wird sich deutlich verändern. Zukünftig wird 
die Preisrelation durch Faktoren wie die CO²-Abgabe oder generell stei-
gende Kosten für fossile Brennstoffe beeinflusst. Gleichzeitig verbessern 
sich durch den Ausbau und die Anpassung der Wärmenetze an niedrigere 
Temperaturen auch die technischen Rahmenbedingungen (siehe Kasten).

Die Nutzung industrieller Abwärme aus Rechenzentren bietet den Kom-
munen insbesondere im Kontext der Wärmeplanung große Chancen. Sie 
kann dazu beitragen, die Wärmeversorgung neu zu gestalten und den Ein-
satz fossiler Brennstoffe zur Wärmegewinnung zu minimieren.

Auch wenn die Abwärme aus Rechenzentren in der Regel nur etwa 30 °C 
erreicht und daher nicht direkt weiterverwendet werden kann, liegt ihre 
Temperatur dennoch deutlich höher als zum Beispiel die von Flusswasser, 
das ebenfalls für eine dekarbonisierte Wärmeerzeugung durch Wärme-
pumpen in Betracht gezogen wird.

Exkurs: Kostenfreie Abgabe von Abwärme

Aus einem Urteil des Bundesfinanzhofs (BFH) vom 25. November 
2021 (V R 47/20 i.V.m. V R 45/20) ergeben sich für Rechenzentrums-
betreiber aus einer kostenfreien Abgabe steuerrechtliche Probleme. 
Der BFH unterstellt, dass Abwärme einen Marktwert hat und sie, ob-
wohl es sich um ein „Abfallprodukt“ handelt, zu diesem Marktwert 
auch abgegeben werden muss. Wenn dies nicht geschieht, kann für 
Teile des Betriebs keine Gewinnerzielungsabsicht erkannt werden 
und es würde sich um eine „Zuwendung“ im Sinne des UstG han-
deln. Somit würde für diese Betriebsteile der Umsatzsteuervorab-
zug nicht geltend gemacht werden können. Dies würde wiederum 
bedeuten, dass die Kosten für die Errichtung des Rechenzentrums 
diese Betriebsteile betreffend deutlich höher würden. In der Begrün-
dung des Urteils leitet der BFH einen Marktwert her und stellt eine 
erlösbezogene Methode zur Ermittlung des Anteils des „Abwärme-
betriebs“ am Gesamtbetrieb her. Es ist unbedingt zu empfehlen, im 
Einzelfall zu prüfen, zu welchen Kosten die Abwärme abgegeben 
werden darf und wie sich diese Festlegung auf die Anwendbarkeit 
des Vorsteuerabzugs auswirkt.
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8.5	 	Rechtliche Grundlagen der  
		 Abwärmenutzung

Das Wärmeplanungsgesetz (WPG) schafft die rechtlichen Grundlagen für 
eine flächendeckende Wärmeplanung in Deutschland. Das Gesetz regelt 
eine strategische Planung für die Nutzung von Abwärme, die in die kom-
munale Wärmeversorgung integriert werden soll.

8.6	 	Beteiligte Akteure bei der  
		 Abwärmenutzung 

Die Nutzung von Abwärme aus Rechenzentren erfordert Vereinbarungen 
zwischen verschiedenen Akteuren. Dies sind im Wesentlichen:

Rechenzentren (Wärmeerzeuger)

•	 Rechenzentren koppeln die Abwärme aus. Der Betrieb eines Rechen-
zentrums führt jedoch nicht zur Einstufung als Energieversorger oder 
Netzbetreiber.

Wärmenetzbetreiber (Verteiler)

•	 Der Wärmenetzbetreiber nimmt die Abwärme auf, verarbeitet sie 
und speist sie in das Fernwärmenetz ein. Er verkauft die Fernwärme 
an die Endkunden.

•	 Ggf. sorgt der Wärmenetzbetreiber für die Erhöhung des Tempera-
turniveaus der Abwärme, um sie effizient ins Netz zu integrieren.

Endkunden (Abnehmer)

•	 Endkunden zahlen für die Wärme, was die Grundlage des Geschäfts-
modells des Wärmenetzbetreibers bildet.

•	 In einzelnen Fällen wird die Abwärmenutzung durch einen Anschluss- 
und Benutzungszwang durch die Gemeinde flankiert, obwohl dies 
mit Rechtsunsicherheiten einhergeht.
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8.7	 	Ausnahmen von der  
		 Abwärmenutzungspflicht

Ausnahmen von der Pflicht zur Abwärmenutzung  
(§ 11 Abs. 3 EnEfG)

Betrieb eines in der Umgebung befindlichen Wärmenetzes nimmt ein Angebot zur Nutzung 

wiederverwendeter Energie zu Gestaltungszwecken nicht innerhalb von sechs Monaten an, ob-

wohl Betreiber des Rechenzentrums die notwendige Infrastruktur zur Bereitstellung der Wärme, 

insbesondere in Form von Wärmeübergabestationen, bereithält (§ 11 Abs. 3 Nr. 3 EnEfG).

Vereinbarung zwischen Betreiber des Rechenzentrums und Betreiber eines Wärmenetzes oder 

einer in räumlicher Nähe befindlichen Gemeinde zur Abwärmenutzung, wonach der Betreiber 

des Wärmenetzes oder die Gemeinde konkrete Absicht zum Aufbau oder zur Gestaltung eines 

oder mehrerer Wärmenetze erklärt, wodurch Anforderungen an Abwärmenutzung innerhalb 

von zehn Jahren erfüllt werden können (§ 11 Abs. 3 Nr. 2 EnEfG).

Anteil an wiederverwendeter Energie entspricht nach Inbetriebnahme durch nachträgliche Er-

eignisse und ohne Verschulden des Betreibers des Rechenzentrums nicht mehr den Anforde-

rungen (§ 11 Abs. 3 Nr. 1 EnEfG) (Latham & Watkins, 2024).

Alternative Abwärmenutzung
Betreiber von neuen Rechenzentren, die zur Wiederverwendung von Ener-
gie verpflichtet sind, haben gemäß § 11 Abs. 3 EnEfG die Möglichkeit, die 
faktische Abwärmenutzung innerhalb des eigenen Rechenzentrums, die 
technisch durch das Fehlen einer Wärmesenke sehr stark limitiert ist, durch 
andere Verwendungen zu ersetzen.

Das EnEfG zeigt drei Alternativen auf, von denen zwei tatsächlich Standort-
faktoren im Rahmen der Projektentwicklung darstellen. 
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Abwärmenutzung in einem künftigen 
Wärmenetz ohne aktuelles örtliches Netz 

Art Definition/Hinweis: Das EnEfG definiert 

den Begriff des Wärmenetzes in seinem An-

wendungsbereich nicht. Aufgrund der For-

mulierung „Wärmenetz“ könnte ein Bezug 

zum Wärmeplanungsgesetz (WPG) herge-

stellt werden. Hiernach ist unter Wärmenetz 

eine Einrichtung zur leitungsgebundenen 

Versorgung mit Wärme, die kein Gebäude-

netz im Sinne des § 3 Abs. 1 Nummer 9a des 

Gebäudeenergiegesetzes in der am 1. Janu-

ar 2024 geltenden Fassung ist, zu verstehen 

(§ 3 Absatz 1 Nr. 17 WPG). Welchen Umfang 

ein solches Netz haben muss, ist allerdings 

unklar. Ebenso unklar ist der räumliche Be-

zug „in der Nähe“.

Wenn in der räumlichen Nähe zum Standort des Re-
chenzentrums kein Wärmenetz bzw. kein Wärme-
netz mit genügend Kapazität vorhanden ist, kann 
die Pflichterfüllung zur Abwärmenutzung dadurch 
ersetzt werden, dass der Betreiber des Rechenzent-
rums mit einer in räumlicher Nähe befindlichen Ge-
meinde oder dem Betreiber eines Wärmenetzes 
eine Vereinbarung zur Abwärmenutzung schließt, 
wobei das EnEfG keine Vorgaben zur Bestimmung 
der räumlichen Nähe vorgibt. Im Rahmen dieser 
Vereinbarung erklärt die Gemeinde oder der Betrei-
ber eines Wärmenetzes die konkrete Absicht zum 
Aufbau oder zur Gestattung eines oder mehrerer 
Wärmenetze innerhalb von höchstens zehn Jahren. 

Notwendige Regelungsinhalte dieser Vereinbarung sind:

•	 ein Investitionsplan,

•	 eine Regelung, wer die Kosten der Anbindungsleitung trägt, sowie

•	 Vereinbarungen über den Abgabepreis der Abwärme.

Im Ergebnis hängt die nach EnEfG realisierbare Größe eines Rechenzent-
rums von der Größe der Wärmesenke ab. Bei einer vorgegebenen Abwär-
menutzung von 20 Prozent ergibt sich ein Versorgungspotenzial von rund 
1.030 Einfamilienhäusern (EFH), bei 15 Prozent von rund 780 Einfamilien-
häusern.

Als überschlägiger Wert kann ab 1. Juli 2028 angesetzt werden, dass 
pro Megawatt nicht redundante Nennanschlussleistung der IT-Infrastruk-
tur rund 100 EFH versorgt werden können, pro 10 MW entsprechend 
1.000 EFH usw. 

Dies bedeutet im Umkehrschluss, dass die entsprechende Anzahl an po-
tenziellen Wärmeabnehmern vorhanden sein muss, um ein künftiges Wär-
menetz abzubilden, das als alternative Pflichterfüllung im Sinne des § 11 
Absatz 3 EnEfG geeignet ist.

Für Kommunen ohne vorhandenes Wärmenetz ist eine Bestandsaufnahme 
und Planung notwendig. Die Leitfragen dürften sein:

•	 Wie viele potenzielle Wärmeabnehmer werden benötigt, um die ge-
plante Größe des Rechenzentrums abbilden zu können?
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•	 Wie viele potenzielle Wärmeabnehmer (Haushalte und Gewerbebetrie-
be) sind im Gemeindegebiet vorhanden, die realistisch an ein künftiges 
Wärmenetz angeschlossen werden könnten?

Bei der rechtssicheren Gestaltung der Vereinbarung sind somit einige we-
sentliche Punkte zu beachten – nicht zuletzt die Finanzierung des Wärme-
netzes, das Betriebsmodell sowie die in vielen Fällen erforderliche Erhö-
hung des Temperaturniveaus der entstehenden Abwärme.

Wenn in der Umgebung des geplanten Rechenzentrumsstandortes ein 
bestehendes Wärmenetz vorhanden ist, kann die anfallende Abwärme in 
das Wärmenetz abgegeben werden. Damit lässt sich die Pflicht zur Abwär-
menutzung im eigenen Rechenzentrum ersetzen, wobei das EnEfG den 
geografischen Radius der Umgebung nicht definiert.

Sollte der Betreiber des Wärmenetzes das Angebot zur Abgabe der Ab-
wärme nicht beantworten, erkennt das EnEfG die Pflicht zur Abwärmenut-
zung des Rechenzentrums als erfüllt an, wenn mehr als sechs Monate seit 
der Anfrage vergangen sein sollten und das Angebot zur Abwärmeabga-
be folgende Voraussetzungen erfüllt:

•	 Die Nutzung wiederverwendeter Energie wird zu Gestehungskosten an-
geboten und

•	 der Betreiber des Rechenzentrums verfügt über die notwendige Infra-
struktur zur Bereitstellung der Wärme (insbesondere eine Wärmeüber-
gabestation).

Das EnEfG zählt die Bereitstellung einer Wärmeübergabestation zur not-
wendigen Infrastruktur für die Bereitstellung der Wärme; welche weitere 
Infrastruktur hier gemeint ist, wird im EnEfG nicht weiter spezifiziert. Bei 
der Berechnung der Gestehungskosten ist das BFH-Urteil zu beachten 
und gegebenenfalls ein Sachverständiger einzubeziehen. 

Der Betreiber des in der Umgebung befindlichen Wärmenetzes, dem ein 
Angebot zur Abwärmenutzung unterbreitet wird, wird nach dem EnEfG 
zur Mitwirkung verpflichtet. Er muss den Betreiber des Rechenzentrums 
über die Kapazität seines Wärmenetzes informieren. 

Eine Ablehnung des Angebots innerhalb von sechs Monaten dürfte grund-
sätzlich nicht dazu führen, dass die Pflichterfüllung des Rechenzentrums-
betreibers fingiert wird. 

Nichtsdestotrotz bringt die Sechs-Monats-Fiktion eine klare zeitliche Kom-
ponente in den Entscheidungs- und Planungsprozess des Rechenzent-
rumsbetreibers, sodass ein Standort in der Umgebung eines bestehenden 
Wärmenetzes attraktiver sein dürfte als die Alternative ohne Wärmenetz.
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8.8	 	Größenordnung der  
		 verfügbaren Abwärme 

300 kW Rechenzentrum  

versorgt ca. 150 Haushalte

Bei einem Rechenzentrum mit beispielsweise 10 MW IT und ei-
nem durchschnittlichen PUE von 1,2 fallen rechnerisch 12 MW 
an Leistung an – bei konstanter Nutzung des Rechenzentrums 
sind das 105.120 MWh oder 105,12 GWh. Je nach Inbetrieb-
nahme eines Rechenzentrums müssen zwischen 10 und 20 Pro-

zent dieser Energie wiederverwendet werden. Da bei dem Einsatz von 
elektrischer Energie in Rechenzentren im Verhältnis von nahezu 1:1 Ab-
wärme anfällt, handelt es sich bei der wiederverwendeten Energie faktisch 
ausschließlich um Abwärme. Meist kann nur ein Teil der anfallenden Ab-
wärme genutzt werden (Lutz, 2023). 

Auf Basis der oben erwähnten 10 MW IT-Leistung mit einem Jahres-PUE 
von 1,2 ergeben sich 105,12 GWh. Um dies ins Verhältnis zu setzen mit der 
Größe einer Wärmesenke, d.h. dem Abnehmer der Wärme, kann man zum 
Beispiel den Heizbedarf eines Wohnhauses von 110 kW pro Quadratmeter 
und Jahr ansetzen. 

Dabei kann von einer durchschnittlichen Auslastung eines Rechenzentrums 
von 70 Prozent im Jahresmittel ausgegangen werden, da 100 Prozent Aus-
lastung so gut wie nie erreicht werden. Dies bedeutet rund 74.000 GWh 
pro Jahr. Wenn man diesen Betrag durch die 110 kWh pro Quadratme-
ter teilt, dann ergeben sich rund 670.000 Quadratmeter Wohnfläche. Legt 
man 130 Quadratmeter pro Einfamilienhaus zugrunde, ergeben sich etwa 
5.200 Einfamilienhäuser, die mit der Abwärme beheizt werden könnten. 

Zur Einordung in den Flächenverbrauch eines 10-MW-Rechenzentrums: 
In Abhängigkeit von den baulichen Kennzahlen auf dem Grundstück wird 
hierfür ein zwischen 8.000 und 12.000 Quadratmetern großes Grundstück 
benötigt. Dies bedeutet, dass im Grundsatz mit überschaubaren Grund-
stücksgrößen technisch eine Wärmequelle für ein großes Wohngebiet er-
richtet werden könnte. 

Bei Büroflächen ergibt sich ein um ca. 20 Prozent höherer Wärmebedarf 
pro Quadratmeter und Jahr, jedoch ändert sich damit nichts an der grund-
sätzlichen Größenordnung.

Diese Rechnung berücksichtigt nicht das Temperaturniveau, sondern soll 
lediglich eine Größenordnung darstellen. 
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8.9	 	Abnehmer für Abwärme  
		 finden 

Es bleibt eine zentrale Herausforderung, relevante Akteure aus der Re-
chenzentrumsbranche, der Energieversorgung, der Technologiebranche 
und den Kommunen zusammenzubringen (Lechner et al., 2023). Um die 
ungenutzte Abwärme für die Energiewende nutzbar zu machen, muss stär-
ker darauf hingewirkt werden, Anbieter und Nachfrager besser zu vernet-
zen. 

Die Projektpartner des Forschungskonsortiums Bytes2Heat arbeiten an 
innovativen Tools, um dieses Abwärme-Matching zu ermöglichen und 
weitere Vorreiterbeispiele der Abwärmenutzung aus Rechenzentren an-
zustoßen. In Zukunft soll die Plattform „Bytes2Heat“ den Findungsprozess 
von Rechenzentren und Abwärmeabnehmern beschleunigen. Bereits jetzt 
zeigt die Bytes2Heat-Best-Practice-Übersicht, wie vielseitig die Abwärme 
aus Rechenzentren von der Algenzucht bis zur Zentralheizung genutzt wer-
den kann. Der „Bytes2Heat-Quick-Check“ ermöglicht eine schnelle erste 
Wirtschaftlichkeitsabschätzung von potenziellen Projekten zur Abwärme-
nutzung aus Rechenzentren.

Eine Umfrage von Bytes2Heat zeigt, dass die größten Herausforderun-
gen bei der Abwärmenutzung in der Suche nach geeigneten Abnehmern 
(56 %) und technischen Schwierigkeiten (53 %) liegen, insbesondere in der 
Umsetzungsphase konkreter Projekte. Die erforderlichen Technologien 
gelten zwar als erprobt und verfügbar, jedoch erschweren Rahmenbedin-
gungen wie niedrige Abwärmetemperaturen oder -leistungen sowie be-
stehende Technikinfrastrukturen ihren Einsatz.

Wirtschaftliche Unsicherheiten, wie fehlende oder unklare Wirtschaftlich-
keit von Projekten, wurden ebenfalls von 52 % der Befragten als Hinder-
nis genannt. Weniger häufig wurden Probleme bei Baugenehmigungen 
(23 %), Förderanträgen (23 %) oder der Akzeptanz im räumlichen Umfeld 
(18 %) genannt. Dennoch können Projekte auch an diesen Faktoren schei-
tern.

Unterstützung bei der Abwärmenutzung 
und Wärmeatlas Hessen 
Die LEA Hessen übernimmt im Auftrag der Hessischen Landesregierung 
zentrale Aufgaben bei der Umsetzung der Energiewende und des Klima-
schutzes. Ein Schwerpunkt der Aktivitäten richtet sich an hessische Kommu-
nen, die vielfältige Formen der Unterstützung bei kommunalen Strategien 
und Maßnahmen zum Klimaschutz, zur Energieeffizienz, zu Wärmenetzen, 
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zur Energieeinsparung und zum Ausbau erneuerbarer Energien erhalten 
können.

Ein hilfreiches Planungsinstrument um die ambitionierten Klimaschutz-
ziele der Landes- und Bundesregierung zu erreichen, ist der Wärmeatlas 
Hessen. Die digitale Karte zeigt die hessischen Gebäudewärmebedarfe 
und industrielle Abwärmequellen auf und vereinfacht somit die kommu-
nale Wärmeplanung: 

Abbildung 7: Wärmeatlas Hessen (Quelle: LEA LandesEnergieAgentur Hessen GmbH)

In Hessen konnten bereits einige Projekte zu Wärmenetzen und Abwärme-
nutzung erfolgreich realisiert werden. Zu den Erfolgsgeschichten zählen 
Projekte mit dem Frankfurter Kulturzentrum und „Batschkapp“, dem Ver-
bundprojekt „InnoAbwNRZ“ in Offenbachsowie das innovative Wärme-
konzept im künftigen Wohnquartier „Franky“ in Frankfurt.

Best Practice: Machbarkeitsstudie Abwärme  
Rechenzentren Frankfurt 

Durch die Universität Kassel wurde eine Studie zur Machbarkeit und 
Wirtschaftlichkeit der Fernwärmeversorgung mit Abwärme aus Re-
chenzentren durchgeführt, die besonders für neu geplante Rechen-
zentren von hohem Nutzen ist.

 

 

Weitere Informationen im Web hier: 

Machbarkeitsstudie Abwärme Rechenzentren Frankfurt

https://www.lea-hessen.de/mediathek/publikationen/4100
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Aufbau eines Wärmenetzes 
Für den Aufbau neuer Wärmenetze empfiehlt es sich, insbesondere auch 
Fördermittel der öffentlichen Hand zu berücksichtigen. Die Kosten für 
Wärmenetze sind erheblich: Es kann von mehr als 1.500 Euro pro laufen-
dem Doppelmeter (Vor- und Rücklauf) Wärmenetz ausgegangen werden. 
Daher ist die Wärmedichte wesentlich für die Wirtschaftlichkeit eines Wär-
menetzes. Die Wärmedichte leitet sich grundsätzlich aus dem technischen 
Wärmebedarf pro Flächeneinheit ab, wird aber auch durch die Anzahl der 
Anschlüsse auf dieser Flächeneinheit bestimmt.

Weitere Informationen im Web hier: 

Rechtsgutachten kommunaler Steuerungs- und Absatzsicherungsinstrumente für Wärmenetzprojekte

Hinsichtlich eines Betreibermodells gibt es verschiedene Szenarien, die 
im Rahmen des Aufbaus neuer Wärmenetze infrage kommen: 

•	 Kommunales Netz: Aufgrund der Investitionsvolumina kommt es in der 
Regel eher für kleinere Netze infrage. 

•	 Genossenschaftliche Modelle 

•	 Contracting-Modell: Ein kommerzieller Wärmenetzbetreiber vertreibt 
die Wärme. 

Das Thema der Konzessionsvergabe muss im Zusammenhang der Wär-
menetze geklärt werden. Öffentliche Wege und Straßen müssen einem 
Netzbetreiber rechtssicher zur Führung der Trasse zur Verfügung gestellt 
werden. 

Die Finanzierung des Aufbaus neuer Wärmenetze bzw. des Anschlusses 
an bestehende Wärmenetze sowie die konkreten vertraglichen Regelun-
gen zur Wärmelieferung stellen aktuell sowohl Kommunen, Wärmenetz-
betreiber als auch Rechenzentrumsbetreiber vor sehr große Herausforde-
rungen.

https://www.lea-hessen.de/mediathek/publikationen/4269
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Exkurs: Temperaturniveau bei der Nutzung von  
Abwärme aus Rechenzentren 

Wärmenetze werden hinsichtlich des Temperaturniveaus unterschie-
den. Während ältere Fernwärmenetze teilweise mit Dampf und Tem-
peraturen über 100 °C betrieben werden, haben modernere Wärme-
netze ein deutlich niedrigeres Niveau. Aktuell werden insbesondere 
Wärmenetze der sogenannten vierten Generation aufgebaut, die 
mit Temperaturen von 30 bis 70 °C arbeiten. Auf einem noch nied-
rigeren Temperaturniveau können „kalte“ Fernwärmenetze arbeiten 
(25 bis 35 °C). Da die Temperaturen in Rechenzentren der heutigen 
Bauart sich im letztgenannten Bereich bewegen, würden sich solche 
Wärmenetze für den Anwendungsfall besonders gut eignen. Es wäre 
keine oder nur eine sehr geringe Erhöhung des Temperaturniveaus 
notwendig. Im Falle von höheren Temperaturen in den Wärmenetzen 
müssen die aus dem Rechenzentrum ausgekoppelten Temperaturen 
mittels Wärmepumpen auf das benötigte Niveau erhöht werden. Im 
Grundsatz kann dies zentral bei der Wärmequelle, an einem Netz-
knoten oder dezentral bei der jeweiligen Wärmesenke durchgeführt 
werden. Die dafür erforderlichen Strommengen ergeben sich aus 
der Höhe der Temperaturanpassung sowie der Wärmeleistung. Bei 
großen Systemen werden Stromanschlüsse mit mehreren Megawatt 
Leistung benötigt.

Die Notwendigkeit der Temperaturanhebung fällt weg bzw. ist deut-
lich geringer, wenn Rechenzentren auf einem höheren Temperatur-
niveau Wärme auskoppeln können, z. B. bei über 50 bis 60 °C. Dies 
ist gegenwärtig nur mit dem sogenannten „Direct Liquid Cooling“ 
möglich, bei dem die Wärme mit Wasser oder einer anderen Flüssig-
keit direkt an den Wärmequellen im Server abgeführt wird und das 
somit auf einem deutlich höheren Temperaturniveau arbeitet. Solche 
Systeme werden gegenwärtig meist nur im Bereich von High Per-
formance Computing, z. B. in wissenschaftlichen Einrichtungen, ver-
wendet. Die derzeitigen Entwicklungen im Bereich der künstlichen 
Intelligenz und die damit verbundene Notwendigkeit hoher Rechen-
leistung führen dazu, dass künftige Rechenzentren von Beginn an 
„KI-ready“ konzipiert werden – das bedeutet, sie sind für eine Umrüs-
tung auf Direct Liquid Cooling (DLC) vorbereitet. Diese Technologie 
ermöglicht eine deutlich höhere Leistungsdichte pro Quadratmeter.
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Ansätze für kommunales Handeln

Im Rahmen von verpflichtenden Vorgaben oder bilateralen Verein-
barungen zwischen Kommunen und Rechenzentren gibt es zum 
Thema Aufbau von Wärmenetzen und der Nutzung der Abwärme 
von Rechenzentren insbesondere folgende Ansatzpunkte für kom-
munales Handeln:

•	 Vereinbarungen über Abwärmenutzung: Festlegung von Art, Um-
fang und Kosten der aus Rechenzentren bereitgestellten Abwärme.

•	 Unterstützung beim Aufbau von Wärmenetzen: Zusammenarbeit 
mit Rechenzentrumsbetreibern zur Entwicklung neuer Wärmein-
frastrukturen.

•	 Flächenbereitstellung: Verhandlungen über Flächen auf dem  
Gelände des Rechenzentrums für Anlagen zur Abwärmenutzung.

•	 Klärung der Kostenübernahme: Regelungen zur Bereitstellung 
der elektrischen Anschlussleistung für Wärmepumpen zur Abwär-
meaufbereitung.

•	 Vertragliche Sicherung der Wärmeversorgung: Über städtebau-
liche Verträge kann gewährleistet werden, dass Rechenzentren 
über die gesamte Betriebsdauer des Wärmenetzes Wärme liefern

•	 Regelungen bei Stilllegung: Klärung, wie mit der Wärmeversor-
gung umgegangen wird, falls ein Rechenzentrum den Betrieb ein-
stellt. Kommunen sollten deshalb redundante Alternativen ein-
planen und stärkere Abhängigkeiten langfristig vermeiden.

•	 Passende Abnehmer finden: Sicherstellen, dass die große Menge 
an Abwärme sinnvoll genutzt werden kann.

•	 Betriebsmodell für Wärmenetze: Festlegung geeigneter Struktu-
ren für den wirtschaftlichen Betrieb eines Wärmenetzes.

Rechenzentren sind üblicherweise nur zu rund 70 Prozent ausge-
lastet, wodurch etwa 30 Prozent der Anschlusskapazität ungenutzt 
bleiben. Diese Reserve reicht aus, um Wärmepumpen zur gesetzlich 
gewünschten Abwärmenutzung zu betreiben.

Gerade im Winter, wenn die Abwärme besonders gefragt ist, nut-
zen viele Rechenzentren freie Kühlung und benötigen keine ener-
gieintensiven Kältemaschinen. Sollte ein Rechenzentrum kurzfristig 
mehr Leistung für eigene Zwecke benötigen, können die Wärme-
pumpen flexibel heruntergeregelt werden und nur überschüssige 
Energie nutzen.

Die Wärmeversorgung bleibt dabei gesichert: In Fernwärmenetzen 
sorgen Redundanzen für eine stabile Versorgung. In Nahwärme-
netzen kann in der Heizzentrale eine zusätzliche Wärmeerzeugung 
integriert werden, um die Versorgungssicherheit weiter zu erhöhen.
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9	  „Werkzeugkasten“ für Kommunen

Die Kommunen verfügen im Rahmen ihrer zentralen Rolle hinsichtlich 
Planungsrecht und anderer in der Hessischen Gemeindeordnung vorge-
sehener Aufgaben über zahlreiche Instrumentarien, um eine Ansiedlung 
von Rechenzentren nachhaltig zu gestalten und aktiv zu betreiben. Dieses 
Kapitel erklärt die Handlungsspielräume der Kommunen bei der Entwick-
lung und Steuerung von Flächennutzung für Rechenzentren. Unabhängig 
davon, ob diese Projekte von den Kommunen selbst oder von Entwicklern 
initiiert werden, haben die Städte verschiedene Einfluss- und Gestaltungs-
möglichkeiten. Ein frühzeitiges Auseinandersetzen mit der städtebauli-
chen Situation, dem Baurecht und den geplanten Maßnahmen erleichtert 
den Dialog mit den Betreibern von Rechenzentren.

Im Wesentlichen stehen den Kommunen die Potenzialflächenanalyse, der 
RZ-Entwicklungsplan, das Bauleitverfahren und der städtebauliche Vertrag 
als Instrumente zur Verfügung. 

9.1	 	Potenzialflächenanalyse
Eine Potenzialflächenanalyse betrachtet übergeordnete Aspekte potenzi-
eller Standorte. Potenzialflächenanalysen sind häufig bekannt aus Vorgän-
gen, bei denen Aufstellflächen für erneuerbare Energien ermittelt werden. 
Sie sind Standortanalysen, die dazu dienen, geeignete und nicht nur aus 
Umweltsicht konfliktärmere potenzielle Anlagenstandorte zu ermitteln und 
in die Entscheidungsfindung über ein kommunales Standortkonzept oder 
einen Teilflächennutzungsplan einzubringen. Bei einer Potenzialflächen-
analyse bezüglich Rechenzentren können potenziell geeignete Standorte 
ermittelt werden, die eine künftige Steuerung der Gewerbeansiedlungen 
– hier insbesondere Rechenzentren – erleichtert. Neben dem Ziel der kon-
fliktarmen Standortfindung können bei entsprechender Berücksichtigung 
auch Synergien zu Wind- oder Solarparks, Hochspannungsleitungen, Um-
spannwerken etc. untersucht werden.

Weitere Informationen im Web hier: 

Strategie Stadt Hanau

https://zukunft-hanau.de/die-hanauer-rechenzentrumsstrategie/


9  „Werkzeugkasten“ für Kommunen

63

Aus städtebaulicher Sicht ist diese Form der Analyse ein sinnvolles Ins-
trument. Durch ein Stakeholder-Management werden die Erwartungen 
an eine Rechenzentrumsansiedlung aufgenommen und im Idealfall ein 
Konsens im Sinne möglichst aller Akteure erzielt. In dem Zuge sollte eine 
Potenzialflächenanalyse vorgenommen werden, um nach Auswertung der 
Kriterien, die exemplarisch in Kapitel 5 aufgezeigt wurden, die bestmög-
lichen Standorte für Rechenzentren zu ermitteln.

Auf Grundlage der Potenzialflächenanalyse lässt sich der Flächennutzungs-
plan anpassen, der wiederum die Basis für geltendes Baurecht schafft.

9.2	 	Aufstellen eines Rechen- 
		 zentrumsentwicklungsplans

Stärkung von kommunalen Standort
konzepten und eine zielgerichtete  
Ansiedlung durch die Entwicklung eines 
Gewerbeflächenentwicklungsplans
Durch eine Potenzialflächenanalyse können für Rechenzentren grundsätz-
lich geeignete Flächen wie passende Gewerbegebiete oder Grundstücke 
ermittelt werden. Auf dieser Basis lässt sich ein Gewerbeflächenentwick-
lungsplan erstellen, der die Ansiedlung von Rechenzentren steuert. Ein 
solcher Plan dient dazu, geeignete Flächen zu identifizieren, ungeeignete 
Flächen auszuschließen, und potenziell geeignete Standorte darzustellen 
und festzulegen. Dadurch können kommunale Standortkonzepte gestärkt 
werden und Ansiedlungen zielgerichtet erfolgen. Der Rechenzentrums-
entwicklungsplan entfaltet jedoch keine Außenwirkung. Zur verbindlichen 
räumlichen Steuerung ist eine zielgerichtete Bauleitplanung erforderlich, 
die gegebenenfalls mit weiteren Instrumenten, wie dem Erlass von Verän-
derungssperren, flankiert werden kann.



9  „Werkzeugkasten“ für Kommunen

64

Bedeutung städtebaulicher Standort- 
konzepte
Die Bedeutung städtebaulicher Standortkonzepte ergibt sich aus § 1 Abs. 6  
Nr. 11 BauGB. Demnach müssen die Ergebnisse eines von der Gemeinde 
beschlossenen städtebaulichen Entwicklungskonzepts oder einer sons-
tigen städtebaulichen Planung bei der Aufstellung der Bauleitpläne be-
rücksichtigt werden. Kommunen sind zur Erstellung solcher Konzepte und 
Planungen befugt, aber nicht verpflichtet. Ziel dieser Konzepte ist es, die 
kommunale Bauleitplanung zu unterstützen und zu ergänzen. Sie können 
dabei helfen, bestimmte Festsetzungen in Bebauungsplänen städtebau-
lich zu begründen und nach Abwägungsgrundsätzen zu rechtfertigen.

Unabhängig von städtebaulichen Konzepten ist die Kommune verpflich-
tet, dem Abwägungsgebot gemäß § 1 Abs. 7 BauGB zu genügen. Das be-
deutet, dass eine Abwägung zwischen den Belangen der Bauleitplanung 
und anderen öffentlichen und privaten Interessen notwendig ist. Eine strik-
te Bindung der Kommune an die Ergebnisse eines beschlossenen städte-
baulichen Konzepts besteht nicht; die Bauleitplanung kann auch von den 
grundlegenden Aussagen abweichen.

Praxisbeispiel

Die Stadt Frankfurt am Main hat ein Rechenzentrenkonzept erstellt 
und dieses in einem Gewerbeflächenentwicklungsprogramm fest-
gehalten. Ziel seitens der Stadt ist eine städtebauliche Lenkung der 
Ansiedlung von Rechenzentren. In dem Gewerbeflächenentwick-
lungsprogramm wurden potenzielle Entwicklungsflächen innerhalb 
des Stadtgebiets eingegrenzt. „Die Gewerbegebiete in Frankfurt 
am Main werden zukünftig in Eignungsgebiete, eingeschränkte Eig-
nungsgebiete und Ausschlussgebiete für unternehmensunabhängi-
ge Rechenzentren eingeteilt.“ (Stadtplanungsamt Frankfurt, o. J.)

•	 Die Stadt Hanau hat 2022 in der Stadtverordnetenversammlung eine Re-

chenzentrumsstrategie beschlossen, die vier Standorte für die Entwick-

lung von Rechenzentren vorsieht und Rechenzentren an anderen Stand-

orten ausschließen soll.

•	 Die Stadt Offenbach hat mittlerweile Flächen zur Entwicklung von Re-

chenzentren identifiziert und ausgewiesen, die sich unter anderem an 

der Nähe zu Wärmenetzen orientieren.

Zur rechtssicheren Umsetzung des Entwicklungsplans ist eine anschlie-
ßende Änderung oder Aufstellung von Bebauungsplänen notwendig, wo 
jeweils Einschränkungen der Nutzung verankert werden.
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9.3	 	Bauleitverfahren 
Die Einflussmöglichkeiten der Kommunen hängen hauptsächlich von der 
baurechtlichen Situation ab. „Rechenzentren in Misch-, Gewerbe- und In-
dustriegebieten“ sind „prinzipiell zulässig“ (Regierungspräsidium Darm-
stadt, 2022). Im Folgenden wird anhand einer Prozessdarstellung gezeigt, 
wie Kommunen Einfluss nehmen können, sofern sie noch keine Entwick-
lungspläne und Steuerungsinstrumente geschaffen haben.

Prozessübersicht 
 

Bebauungsplan

Ja Nein

mit Befreiung  
§ 31 BauGB

ohne Befreiung  
§ 31 BauGB

mit  StbV ohne  StbV

aufstellen
B-Plan

Genehmigung  nach 
 § 34 BauGB

vorhabenbezogener 
 B-Plan mit  

Durchführungs-
ver einbarung

Angebots-B-Plan

SO „RZ“ 
mit StbV

„GE“ mit 
StbV

Abbildung 8: Prozessdarstellung Bauleitverfahren; (Quelle: eigene Darstellung nach TTSP HWP)

Den mit Abstand größten Spielraum bieten Bauleitverfahren. Sowohl in 
den Festsetzungen als auch in den typischerweise begleitenden städte-
baulichen Verträgen können konkrete Aspekte verankert werden. Das 
heißt, dass in Fällen, bei denen kein Bebauungsplan existiert, kann im Zu-
sammenhang mit der Erstellung eines Bauleitverfahrens ein städtebauli-
cher Vertrag geschlossen werden. In Fällen, bei denen ein Bebauungsplan, 
z. B. als Gewerbegebiet (GE), vorliegt, sind darin bereits entsprechende 
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Festsetzungen getroffen. Werden diese vom Vorhabenträger umfassend 
eingehalten, so hat er Anspruch auf Erteilung einer Baugenehmigung, 
wenn alle erforderlichen Normen eingehalten und Nachweise geführt 
werden. Da es bereits weitere Handreichungen zu den bauplanungs- und 
bauordnungsrechtlichen Fragestellungen gibt, möchten wir uns hier auf 
Bauleitverfahren und die Ausgestaltungsmöglichkeiten für Kommunen fo-
kussieren. 

Bevor eine Bauleitplanung aus- oder umgestaltet wird, sollten wichtige 
Vorarbeiten stattfinden, die eine nachhaltige Ansiedlung von RZ maßgeb-
lich beeinflussen und zu einer größeren Akzeptanz von RZ-Ansiedlungen 
führen können. Hierzu zählen Stakeholder-Management, Bürgerbeteili-
gung, Potenzialflächenanalyse und Rechenzentrumsentwicklungspläne.

9.4	 	Bedeutung der Bauleit- 
		 planung und Instrumente  
		 der kommunalen Steuerung

Innerhalb der Bauleitplanung bestehen verschiedene Möglichkeiten der 
Steuerung durch die Kommunen. Diese Steuerungsmöglichkeiten sind je 
nach Ausgangslage und daraus resultierendem Instrumenteneinsatz un-
terschiedlich wirksam.

Bauleitpläne sollen eine nachhaltige städtebauliche Entwicklung gewähr-
leisten, die die sozialen, wirtschaftlichen und umweltschützenden Anfor-
derungen, auch in Verantwortung gegenüber künftigen Generationen, 
miteinander in Einklang bringt, sowie eine dem Wohl der Allgemein-
heit dienende sozialgerechte Bodennutzung unter Berücksichtigung der 
Wohnbedürfnisse der Bevölkerung, so § 1 Abs. 5 S. 1 BauGB. Die Fest-
setzungen in Bebauungsplänen wirken sich auf viele Belange aus, deren 
gerechte Abwägung Grundvoraussetzung für eine rechtssichere und ver-
antwortungsvolle Planung ist. Darüber hinaus zählt das Recht auf Planung 
und Festlegung der Bodennutzung zu den Kernelementen kommunaler 
Selbstverwaltung. Umso wichtiger ist es, dass sich Kommunen mit der 
räumlichen Steuerung von Rechenzentren auseinandersetzen und die 
rechtlichen Möglichkeiten der Bauleitplanung und städtebaulicher Verträ-
ge für eine nachhaltige und bedarfsgerechte Steuerung kennen.
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9.5	 	Steuerungsmöglichkeiten  
		 im Rahmen der Bauleit- 
		 planung

Zur Umsetzung ihrer städtebaulichen Ziele steht den Gemeinden insbe-
sondere die Bauleitplanung zur Verfügung. Die Entwicklung von Städten 
und Gemeinden wird durch Bauleitpläne gesteuert. Diese werden von 
den Kommunen eigenverantwortlich erstellt und bestehen aus zwei auf-
einander aufbauenden Planungsstufen: 

•	 Flächennutzungsplan (vorbereitender Bauleitplan):
Dieser Plan zeigt die langfristige Nutzung des Gemeindegebiets – z. B. 
Wohn-, Gewerbe- oder Grünflächen – und dient als Orientierung für die 
Stadtentwicklung.

•	 Bebauungsplan (verbindlicher Bauleitplan):
Aufbauend auf dem Flächennutzungsplan legt der Bebauungsplan kon-
kret fest, was, wo und wie gebaut werden darf. Er enthält rechtsverbind-
liche Vorgaben zu Gebäudestandorten, Bauhöhen oder Grünflächen.

Neben der Schaffung rechtsverbindlicher Festsetzungen für die städte-
bauliche Ordnung sind Kommunen im Rahmen der Bauleitplanung gehal-
ten, vielfältige Belange zu berücksichtigen und dies durch entsprechen-
de Festsetzungen in Bebauungsplänen zu sichern. Bauleitpläne dienen 
nicht allein der Schaffung von Baurecht, sondern sollen gemäß § 1 Abs. 5  
BauGB auch dazu beitragen, eine menschenwürdige Umwelt zu sichern 
sowie den Klimaschutz und die Klimaanpassung, insbesondere auch in 
der Stadtentwicklung, zu fördern und zur Erfüllung der Klimaschutzzie-
le des Bundes-Klimaschutzgesetzes die Wärme- und Energieversorgung 
von Gebäuden treibhausgasneutral zu gestalten. Darüber hinaus sollen 
sie die städtebauliche Gestalt des Ortes und des Landschaftsbildes kultu-
rell erhalten und fördern. Für Angebotsbebauungspläne sieht § 9 BauGB 
einen abschließenden Festsetzungskatalog vor, der ein breites Spektrum 
an Steuerungsmöglichkeiten bietet. Darüber hinaus haben Kommunen 
die Möglichkeit, aus städtebaulichen Gründen bestimmte Nutzungen, die 
üblicherweise in entsprechenden Gebieten zulässig sind, auszuschließen, 
indem sie dies im Bebauungsplan festsetzen. Eine reine Verhinderungs-
planung zum grundsätzlichen Ausschluss bestimmter Nutzungen im ge-
samten Gemeindegebiet ist hingegen unzulässig. 

Auch zur energetischen Optimierung und zur Vermeidung von Wärmever-
lusten können gezielte Festsetzungen getroffen werden, etwa zum Maß 
der baulichen Nutzung, zur Ausrichtung von Bauplätzen oder Baugren-
zen. Darüber hinaus können durch Festsetzung im Bebauungsplan der 
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Einsatz fossiler Energieträger für bestimmte Baugebiete beschränkt und 
der Einsatz erneuerbarer Energien oder der Kraft-Wärme-Kopplung ge-
fördert werden. Gemeinden können Versorgungsflächen festsetzen oder 
die Bauträger bei der Errichtung von Gebäuden (oder sonstigen Anlagen) 
zu bestimmten baulichen oder sonstigen technischen Maßnahmen zur de-
zentralen Erzeugung, Verteilung, Nutzung oder Speicherung von Strom, 
Wärme oder Kälte verpflichten. Ferner können Gemeinden Lage und Füh-
rung von Versorgungsanlagen und -leitungen sowie von Verkehrsanlagen 
festlegen. 

In jedem Fall ist bei der Ausgestaltung von Bebauungsplänen zu berück-
sichtigen, dass die betroffenen Belange ordnungsgemäß miteinander 
abgewogen werden. Bebauungspläne müssen unter Umständen einer 
rechtlichen Überprüfung im Rahmen von Normenkontrollverfahren stand-
halten. Eine sorgfältige und rechtswirksame Ausgestaltung ist mit Blick auf 
den Bestand der städtebaulichen Planung unerlässlich.

Im Wesentlichen existieren folgende Szenarien zu Gestaltungsmöglichkei-
ten innerhalb der Bauleitplanung:

•	 Möglichkeiten der Gestaltung in B-Plan-Verfahren (GE, Gewerbegebiet; 
SO, Sondergebiet bzw. -baufläche)

•	 Veränderungssperre 

•	 Teilbereichsbezogene Änderung des Flächennutzungsplans 

•	 Befreiung von den Festsetzungen des Bebauungsplans gemäß  
§ 31 Ausnahmen und Befreiungen (BauGB)

•	 Möglichkeiten der Gestaltung im Rahmen von Genehmigungen gemäß 
§ 34 Abs.1 BauGB – Einfügungsnachweis

•	 Gestaltungsmöglichkeiten nach § 30 BauGB 

•	 Genehmigung innerhalb Bebauungsplan GE 

•	 Städtebaulicher Vertrag als begleitendes Instrument

An dieser Stelle weisen wir auch auf die Handreichung zu Möglichkeiten 
des planerischen Umgangs und der räumlichen Steuerung auf kommu-
naler Ebene des Regionalverbands Frankfurt/Rhein-Main hin, der einige 
Aspekte noch vertieft.

9.6	 	Städtebauliche Verträge
Die Bauleitplanung bietet den Gemeinden vielfältige Möglichkeiten der 
räumlichen Steuerung, die aber durch den gesetzlichen Rahmen begrenzt 
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werden. Ergänzend zu den Steuerungsinstrumenten der Bauleitplanung 
ebenso wie im unbeplanten Innenbereich haben Gemeinden die Mög-
lichkeit, auch Belange jenseits des Festsetzungskatalogs des § 9 BauGB zu 
sichern. Die Regelungsinhalte städtebaulicher Verträge sind in § 11 Abs. 1, 
S. 2 BauGB beispielhaft, jedoch nicht abschließend aufgeführt.
Angesichts der zunehmenden Komplexität der räumlichen Planung und 
Steuerung haben kooperative Ansätze zur Zusammenarbeit von Kommu-
nen und privaten Investoren deutlich an Bedeutung gewonnen. Der effi-
ziente Einsatz öffentlicher Mittel, die häufige Ressourcenknappheit in der 
öffentlichen Verwaltung sowie die durch § 9 BauGB begrenzten Möglich-
keiten bei der Ausgestaltung von Bebauungsplänen steigern die Attrakti-
vität ergänzender vertraglicher Problemlösungen. Sowohl im Zusammen-
hang mit einzelnen Bauvorhaben als auch im Kontext der Bauleitplanung 
sind städtebauliche Verträge daher unerlässlich. 
Gemäß § 11 Abs. 1 BauGB können Gemeinden städtebauliche Verträge 
insbesondere zur Vorbereitung oder Durchführung städtebaulicher Maß-
nahmen, zur Sicherung der mit der Bauleitplanung verfolgten Ziele, zur 
Übernahme von Kosten im Zusammenhang mit städtebaulichen Maßnah-
men sowie über die Errichtung und Nutzung von Anlagen zur Erzeugung, 
Verteilung, Nutzung oder Speicherung von Strom, Wärme oder Kälte aus 
erneuerbaren Energien oder Kraft-Wärme-Kopplung und zur energe
tischen Qualität von Gebäuden schließen. Die in § 11 Abs. 1 S. 2 BauGB 
aufgeführten möglichen Inhalte städtebaulicher Verträge sind keineswegs 
abschließend, sondern bilden lediglich die in der Praxis besonders rele-
vanten Fallkonstellationen ab. Darüber hinaus sind zahlreiche weitere As-
pekte vorstellbar, die je nach konkreter Konstellation Gegenstand eines 
städtebaulichen Vertrages sein können. Der Vorhabenträger kann sich in 
städtebaulichen Verträgen – regelmäßig mit den im Folgenden näher er-
läuterten Einschränkungen – zu verschiedenen Maßnahmen verpflichten. 
Denkbare Regelungsinhalte im Kontext zu errichtender Rechenzentren 
können im Einzelfall etwa die folgenden sein:

•	 Abgabe von Abwärme

•	 Fassadengestaltung und -begrünung

•	 Bepflanzungs-- und Begrünungsmaßnahmen

•	 Nutzung erneuerbarer Energien

•	 Einsatz nachhaltiger Baustoffe

•	 Grundwasser- und Umweltschutzmaßnahmen

•	 Natur- und artenschutzrechtliche Ausgleichsmaßnahmen

•	 Schallschutzmaßnahmen

•	 Bodensanierungsmaßnahmen

•	 Verkehrserschließung
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Zu beachten ist allerdings, dass sich städtebauliche Verträge in einem 
Spannungsfeld unterschiedlicher schutzbedürftiger Interessen bewegen. 
Das bedeutet, dass eine Gemeinde durch ihre Bauleitplanung keine fakti-
sche Vorentscheidung für eine zukünftige Planung treffen darf, ohne dass 
dafür ein konkreter städtebaulicher Bedarf besteht. Der Vertrag kann die 
Umsetzung einer zulässigen Planung regeln, aber nicht selbst eine unzuläs-
sige Vorwegbindung schaffen. Darüber hinaus unterliegen städtebauliche 
Verträge dem Angemessenheitsgrundsatz und dem Koppelungsverbot. 
Gemäß § 11 Abs. 2 S. 1 BauGB müssen die vereinbarten Leistungen den 
Umständen angemessen sein. Die Vereinbarung einer vom Vertragspart-
ner zu erbringenden Leistung ist gem. § 11 Abs. 2 S. 2 BauGB unzulässig, 
wenn er auch ohne sie einen Anspruch auf die Gegenleistung hätte und 
die Gegenleistung auch nicht durch eine nach § 36 Abs. 1 VwVfG zulässi-
ge Nebenbestimmung, etwa zur Baugenehmigung, erreicht werden kann 
(VGH Kassel Urt. v. 25. November 2004 – 12 A 1496/04, NVwZ-RR 2005, 680).  
Dies gilt auch für Durchführungsverträge zu vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplänen gemäß § 12 Abs. 1 BauGB, die einen Unterfall der städtebau-
lichen Verträge nach § 11 BauGB bilden. Dem Koppelungsverbot folgend 
darf im Übrigen in einem Vertrag zwischen Bürger und Hoheitsträger 
nichts miteinander verknüpft werden, das nicht ohnehin in einem inneren 
Zusammenhang steht. Vor diesem Hintergrund dürfen hoheitliche Ent-
scheidungen ohne entsprechende gesetzliche Ermächtigung i.d.R. nicht 
von wirtschaftlichen Gegenleistungen abhängig gemacht werden (Krautz-
berger, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, Baugesetzbuch, § 11 
Rn. 68.). 

Im Übrigen muss die vereinbarte Gegenleistung des Privaten den gesam-
ten Umständen nach angemessen sein und im sachlichen Zusammenhang 
mit der behördlichen Leistung stehen. Während die Gemeinde mit ihrer 
Forderung gegenüber dem Vorhabenträger einen legitimen Zweck ver-
folgen muss, ist sicherzustellen, dass die vereinbarten Leistungen des Vor-
habenträgers zur Verwirklichung dieses legitimen Zwecks geeignet, erfor-
derlich und angemessen sind.

Eine rechtssichere Ausgestaltung empfiehlt sich nicht zuletzt aufgrund 
der erheblichen Risiken, die für Gemeinden im Falle der Unwirksamkeit 
städtebaulicher Verträge bestehen. Erweist sich nach Aufstellung des Be-
bauungsplans ein städtebaulicher Vertrag beispielsweise als unwirksam, 
kann der private Vertragspartner unter Umständen die Erfüllung der ver-
einbarten Verpflichtungen verweigern oder bereits getätigte Leistungen 
zurückfordern. Darüber hinaus kann die Nichtigkeit eines städtebaulichen 
Vertrages zur Unwirksamkeit eines Bebauungsplans führen, wenn dessen 
Festsetzungen maßgeblich (auch) auf dem Vertrag beruhen (VGH Mün-
chen Urt. v. 12. 5. 2004 – 20 N 04.329 u. a., NVwZ-RR 2005, 781). 
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10	  Kommunikation als Grundlage einer  
				     erfolgreichen RZ-Ansiedlung

Für die erfolgreiche und effiziente Ansiedlung von Rechenzentren ist eine 
offene, klare und realistische Kommunikation entscheidend. Kommunen 
und Rechenzentrumsbetreiber sollten in einem offenen und direkten Ge-
spräch ihre Erwartungen, Ansprechpartner und Kommunikationskanäle 
klären. Zudem sollte es ebenfalls ein abgestimmtes Vorgehen zur Einbe-
ziehung der Bevölkerung geben. 

Die Praxis zeigt, dass Rechenzentrumsbetreiber gewillt sind, den Kom-
munen entgegenzukommen und sich für eine nachhaltige Ansiedlung in 
der Kommune einzubringen. In einem gemeinsamen Vorgehen können 
Kommunen und Rechenzentrumsbetreiber eine nachhaltige Ansiedlung 
erfolgreich durchführen.

Kommunikation realistischer Erwartungen 
in Hinblick auf Zeit
Für die erfolgreiche Umsetzung der Ansiedlung ist die Kommunikation 
von realistischen Zeitvorgaben entscheidend. Dies gilt sowohl für die An-
siedlungsplaner der Rechenzentrumsbetreiber als auch für die Bauleitver-
fahren seitens der Kommune. 

Offene und klare Kommunikation für ein 
besseres gegenseitiges Verständnis 
Kommunen und Rechenzentrumsbetreiber legen großen Wert auf eine of-
fene und transparente Kommunikation, weil dies gegenseitiges Verständ-
nis fördert und mögliche Hürden frühzeitig abgebaut werden können. Nur 
durch einen klaren Dialog lassen sich langwierige Diskussionen vermei-
den, die am Ende in einem Scheitern von Projekten münden können. 

Rechenzentrumsbetreiber wünschen sich insbesondere eine klare Ein-
schätzung ihrer Chancen, Risiken und Handlungsspielräume, um eine ver-
lässliche Planungssicherheit zu erhalten. Kommunen hingegen betonen 
den Wunsch nach direkter Kommunikation in deutscher Sprache, ohne 
den Umweg über Rechtsanwälte.

Kommunen sollten ihre Wünsche und Anforderungen an die Kommunika-
tion frühzeitig mit den Rechenzentrumsbetreibern festlegen. Für Kommu-
nen kann es sinnvoll sein, sich professionelle Unterstützung zu holen.



10  Kommunikation als Grundlage der erfolgreichen RZ-Ansiedlung

72

Kommunen und Wirtschaftsförderer als 
Unterstützer eines wirkungsvollen Aus-
tauschs 
Die Rolle der Kommunen bei der Ansiedlung eines Rechenzentrums liegt 
nicht nur im Bereich hoheitlicher Funktionen wie der Bauleitung, sondern 
auch in der Unterstützung eines wirkungsvollen Austauschs mit städti-
schen Betrieben, Behörden und ggf. Wärme- und Stromnetzbetreibern. 

Insbesondere die Wirtschaftsförderung kann sich aktiv für die „Vermark-
tung“ des Vorhabens nach innen engagieren, d.h. in die zuständigen Be-
hörden, die Politik und die Öffentlichkeit hinein, und eine Plattform für 
einen wirkungsvollen Austausch schaffen. Rechenzentrumsbetreiber wün-
schen sich gerade vor kritischen Terminen eine verbesserte und verlänger-
te Erreichbarkeit.

Information der Bürger
Spätestens zur Offenlage des Bauleitverfahrens ist das Interesse der Öf-
fentlichkeit erweckt. Es empfiehlt sich, die Bürger schon frühzeitig und 
aktiv zu informieren, um Bedenken der Öffentlichkeit schon von Beginn 
an wirkungsvoll zu adressieren und zu berücksichtigen. Ansätze und Vor-
gehen zum Beteiligungs- und Kommunikationsmanagement finden sich in 
den Kapiteln 7 sowie 9.3.

Integration von Rechenzentren in die 
Kommune
Eine Vielzahl von Rechenzentrumsbetreibern nimmt für sich in Anspruch, 
ein „good corporate citizen“ zu sein, da dies auf den Markt ausstrahlt – was 
sicher ein Ansatzpunkt für Gespräche darüber sein kann, wie sich aus der 
Präsenz von Rechenzentren Synergien erzeugen lassen, z. B. als Kristallisa-
tionskern eines digitalen Ökosystems. Ansatzpunkte zur Integration von 
Rechenzentrumsbetreibern in die Kommune ergeben sich beispielsweise 
aus dem Community Management (Kapitel 6.7) oder der Lieferung von 
Abwärme an das regionale Wärmenetz (Kapitel 8.2). Weitere Ansatzpunk-
te finden sich in den Kapiteln 4, 6.3 sowie 9.1.
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11	  Fazit

Rechenzentren sind ein wesentlicher Bestandteil der digitalen Infrastruk-
tur und bieten großes Potenzial, um positive Wechselwirkungen mit ihrer 
Umgebung zu schaffen. Um Nachhaltigkeit und gesellschaftliche Akzep-
tanz zu fördern, ist es entscheidend, alle relevanten Akteure frühzeitig ein-
zubeziehen. Dies erfordert jedoch eine enge und sorgfältige Zusammen-
arbeit zwischen Kommunen und Rechenzentrumsbetreibern. Kommunen 
haben verschiedene Instrumente zur Verfügung, um die Ansiedlung von 
Rechenzentren nachhaltig und effizient zu gestalten. Hierzu gehören die 
Potenzialflächenanalyse, der Rechenzentrumsentwicklungsplan, das Bau-
leitverfahren und der städtebauliche Vertrag. Diese Instrumente ermög-
lichen es den Kommunen, Rechenzentren sinnvoll in die Stadtentwicklung 
zu integrieren und die Ansiedlung aktiv zu steuern. Kommunen sollten 
ihren Spielraum zur Ausgestaltung der Ansiedlungsmöglichkeiten nutzen 
und sich frühzeitig Gedanken über die Integration von Rechenzentren in 
die Stadtentwicklung machen. Dabei sollten insbesondere Aspekte wie 
die Quartiersentwicklung, die Entwicklung einer Ansiedlungsstrategie für 
Rechenzentren sowie die langfristige Stadtplanung berücksichtigt wer-
den. Dies schafft nicht nur Platz für digitale Infrastrukturen, sondern auch 
für Energieeffizienz und die nachhaltige Nutzung von Ressourcen wie Ab-
wärme.

Als weiterer wichtiger Punkt sollten ebenfalls die indirekten Effekte einer 
Rechenzentrumsansiedlung berücksichtigt werden. Dazu gehören wirt-
schaftliche Impulse für die Region, die Schaffung neuer Arbeitsplätze und 
die Förderung von Innovationen durch die Bereitstellung leistungsstarker 
digitaler Infrastruktur.

Kommunen sollten zudem den Austausch untereinander fördern und den 
Dialog mit der Rechenzentrumsbranche aktiv suchen. Durch diese Vernet-
zung lassen sich zukünftige Projekte effizienter und nachhaltiger umset-
zen, insbesondere durch die Integration in die kommunale Wärmeplanung 
und die Beachtung des Energieeffizienzgesetzes. So kann die Abwärme 
aus Rechenzentren sinnvoll genutzt und gleichzeitig die Energieeffizienz 
gesteigert werden.

Die enge Kooperation zwischen Kommunen und Rechenzentren kann so-
mit nicht nur zur Stärkung der digitalen Infrastruktur beitragen, sondern 
auch zu einer umweltfreundlicheren und ressourcenschonenden Stadtent-
wicklung.
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12	  Ansprechpartner, Netzwerke und  
   				  weitere Informationen

Um Kommunen den Einstieg in das Thema zu erleichtern und den ge-
zielten Wissensaufbau zu unterstützen, stehen verschiedene Ansprech-
partner, Netzwerke und Informationsquellen zur Verfügung, die nicht nur 
bei spezifischen Fragestellungen helfen, sondern auch regelmäßig Pub-
likationen und aktuelle Nachrichten bereitstellen. Die Auflistung ist nicht 
abschließend und wird mit jeder neuen Auflage des Leitfadens erweitert.

Hessisches  
Rechenzentrumsbüro

Das Hessische Rechenzentrumsbüro 
bietet als Ansprechpartner Informatio-
nen, fördert die Vernetzung der Stake-
holder und organisiert Austauschforma-
te wie Dialogforen und Bürgerdialoge.

LandesEnergieAgentur  
(LEA Hessen)

Die LEA bietet umfassende Informatio-
nen, Erstberatungen und begleitende 
Unterstützung bei der Auswahl und  
Umsetzung von Maßnahmen u.a. der 
Wärmeplanung für Bürgerinnen und 
Bürger, Unternehmen sowie Kommu-
nen.

Regionalverband  
Frankfurt/Rhein-Main

Der Regionalverband Frankfurt/Rhein-
Main bietet einen regionalen Dialog, 
einen Informationsservice mit Publika-
tionen sowie Beratung zur Ansiedlung 
von Rechenzentren.

https://www.region-frankfurt.de/Unsere-
Themen-Leistungen/Digitalisierung/
Rechenzentren/

Verbände (German Datacenter Associa
tion (GDA), Bitkom e.V., eco – Verband 
der Internetwirtschaft e.V. oder die 
Deutsche Unternehmensinitiative 
Energieeffizienz e.V. (DENEF))

Die Verbände stellen Publikationen und 
aktuelle Informationen zur Verfügung.

https://www.region-frankfurt.de/Unsere-Themen-Leistungen/Digitalisierung/Rechenzentren/
https://www.region-frankfurt.de/Unsere-Themen-Leistungen/Digitalisierung/Rechenzentren/
https://www.region-frankfurt.de/Unsere-Themen-Leistungen/Digitalisierung/Rechenzentren/
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13	  Handreichungen

Kompaktwissen Rechenzentren – 
Handreichungen für Kommunen in der 
Region Frankfurt/Rhein-Main (2022)

Regionalverband Frankfurt/Rhein-Main https://www.region-frankfurt.de/Unse-
re-Themen-Leistungen/Digitalisierung/
Rechenzentren/Kompaktwissen-Rechen-
zentren.php?object=tx,3255.3&Mo-
dID=6&FID=3255.2538.1&Na-
vID=3255.195&La=1&kuo=2

Rechenzentren in Frankfurt/Rhein-Main 
– Handreichung zu Möglichkeiten des 
planerischen Umgangs und der räumli-
chen Steuerung auf kommunaler Ebene

Regionalverband Frankfurt/Rhein-Main https://www.region-frankfurt.de/Unsere-
Themen-Leistungen/Digitalisierung/
Rechenzentren/Rechenzentren-in-
Frankfurt/Rhein-Main-Handreichung-zu-
M%C3%B6glichkeiten-des-planerischen-
Umgangs-und-der-r%C3%A4umlichen-
Steuerung-auf-kommunaler-Ebene-.
php?object=tx,3255.3&ModID=6&FID=3255. 
3157.1&NavID=3255.195&La=1&kuo=2

Praxisleitfaden zur Steuerung der 
Ansiedelung von Rechenzentren im 
Landkreis Groß-Gerau

Kreis Groß-Gerau https://www.kreisgg.de/fileadmin/
Wirtschaftsfoerderung/Wirtschaftsfo-
erderung/Broschueren_und_Berich-
te/6936_Praxisleitfaden_fuer_Rechen-
zentren_GG_D_230523.pdf

https://www.region-frankfurt.de/Unsere-Themen-Leistungen/Digitalisierung/Rechenzentren/Kompaktwissen-Rechenzentren.php?object=tx,3255.3&ModID=6&FID=3255.2538.1&NavID=3255.195&La=1&kuo=2
https://www.region-frankfurt.de/Unsere-Themen-Leistungen/Digitalisierung/Rechenzentren/Kompaktwissen-Rechenzentren.php?object=tx,3255.3&ModID=6&FID=3255.2538.1&NavID=3255.195&La=1&kuo=2
https://www.region-frankfurt.de/Unsere-Themen-Leistungen/Digitalisierung/Rechenzentren/Kompaktwissen-Rechenzentren.php?object=tx,3255.3&ModID=6&FID=3255.2538.1&NavID=3255.195&La=1&kuo=2
https://www.region-frankfurt.de/Unsere-Themen-Leistungen/Digitalisierung/Rechenzentren/Kompaktwissen-Rechenzentren.php?object=tx,3255.3&ModID=6&FID=3255.2538.1&NavID=3255.195&La=1&kuo=2
https://www.region-frankfurt.de/Unsere-Themen-Leistungen/Digitalisierung/Rechenzentren/Kompaktwissen-Rechenzentren.php?object=tx,3255.3&ModID=6&FID=3255.2538.1&NavID=3255.195&La=1&kuo=2
https://www.region-frankfurt.de/Unsere-Themen-Leistungen/Digitalisierung/Rechenzentren/Kompaktwissen-Rechenzentren.php?object=tx,3255.3&ModID=6&FID=3255.2538.1&NavID=3255.195&La=1&kuo=2
https://www.region-frankfurt.de/Unsere-Themen-Leistungen/Digitalisierung/Rechenzentren/Rechenzentren-in-Frankfurt/Rhein-Main-Handreichung-zu-M%C3%B6glichkeiten-des-planerischen-Umgangs-und-der-r%C3%A4umlichen-Steuerung-auf-kommunaler-Ebene-.php?object=tx,3255.3&ModID=6&FID=3255.3157.1&NavID=3255.195&La=1&kuo=2
https://www.region-frankfurt.de/Unsere-Themen-Leistungen/Digitalisierung/Rechenzentren/Rechenzentren-in-Frankfurt/Rhein-Main-Handreichung-zu-M%C3%B6glichkeiten-des-planerischen-Umgangs-und-der-r%C3%A4umlichen-Steuerung-auf-kommunaler-Ebene-.php?object=tx,3255.3&ModID=6&FID=3255.3157.1&NavID=3255.195&La=1&kuo=2
https://www.region-frankfurt.de/Unsere-Themen-Leistungen/Digitalisierung/Rechenzentren/Rechenzentren-in-Frankfurt/Rhein-Main-Handreichung-zu-M%C3%B6glichkeiten-des-planerischen-Umgangs-und-der-r%C3%A4umlichen-Steuerung-auf-kommunaler-Ebene-.php?object=tx,3255.3&ModID=6&FID=3255.3157.1&NavID=3255.195&La=1&kuo=2
https://www.region-frankfurt.de/Unsere-Themen-Leistungen/Digitalisierung/Rechenzentren/Rechenzentren-in-Frankfurt/Rhein-Main-Handreichung-zu-M%C3%B6glichkeiten-des-planerischen-Umgangs-und-der-r%C3%A4umlichen-Steuerung-auf-kommunaler-Ebene-.php?object=tx,3255.3&ModID=6&FID=3255.3157.1&NavID=3255.195&La=1&kuo=2
https://www.region-frankfurt.de/Unsere-Themen-Leistungen/Digitalisierung/Rechenzentren/Rechenzentren-in-Frankfurt/Rhein-Main-Handreichung-zu-M%C3%B6glichkeiten-des-planerischen-Umgangs-und-der-r%C3%A4umlichen-Steuerung-auf-kommunaler-Ebene-.php?object=tx,3255.3&ModID=6&FID=3255.3157.1&NavID=3255.195&La=1&kuo=2
https://www.region-frankfurt.de/Unsere-Themen-Leistungen/Digitalisierung/Rechenzentren/Rechenzentren-in-Frankfurt/Rhein-Main-Handreichung-zu-M%C3%B6glichkeiten-des-planerischen-Umgangs-und-der-r%C3%A4umlichen-Steuerung-auf-kommunaler-Ebene-.php?object=tx,3255.3&ModID=6&FID=3255.3157.1&NavID=3255.195&La=1&kuo=2
https://www.region-frankfurt.de/Unsere-Themen-Leistungen/Digitalisierung/Rechenzentren/Rechenzentren-in-Frankfurt/Rhein-Main-Handreichung-zu-M%C3%B6glichkeiten-des-planerischen-Umgangs-und-der-r%C3%A4umlichen-Steuerung-auf-kommunaler-Ebene-.php?object=tx,3255.3&ModID=6&FID=3255.3157.1&NavID=3255.195&La=1&kuo=2
https://www.region-frankfurt.de/Unsere-Themen-Leistungen/Digitalisierung/Rechenzentren/Rechenzentren-in-Frankfurt/Rhein-Main-Handreichung-zu-M%C3%B6glichkeiten-des-planerischen-Umgangs-und-der-r%C3%A4umlichen-Steuerung-auf-kommunaler-Ebene-.php?object=tx,3255.3&ModID=6&FID=3255.3157.1&NavID=3255.195&La=1&kuo=2
https://www.region-frankfurt.de/Unsere-Themen-Leistungen/Digitalisierung/Rechenzentren/Rechenzentren-in-Frankfurt/Rhein-Main-Handreichung-zu-M%C3%B6glichkeiten-des-planerischen-Umgangs-und-der-r%C3%A4umlichen-Steuerung-auf-kommunaler-Ebene-.php?object=tx,3255.3&ModID=6&FID=3255.3157.1&NavID=3255.195&La=1&kuo=2
https://www.kreisgg.de/fileadmin/Wirtschaftsfoerderung/Wirtschaftsfoerderung/Broschueren_und_Berichte/6936_Praxisleitfaden_fuer_Rechenzentren_GG_D_230523.pdf
https://www.kreisgg.de/fileadmin/Wirtschaftsfoerderung/Wirtschaftsfoerderung/Broschueren_und_Berichte/6936_Praxisleitfaden_fuer_Rechenzentren_GG_D_230523.pdf
https://www.kreisgg.de/fileadmin/Wirtschaftsfoerderung/Wirtschaftsfoerderung/Broschueren_und_Berichte/6936_Praxisleitfaden_fuer_Rechenzentren_GG_D_230523.pdf
https://www.kreisgg.de/fileadmin/Wirtschaftsfoerderung/Wirtschaftsfoerderung/Broschueren_und_Berichte/6936_Praxisleitfaden_fuer_Rechenzentren_GG_D_230523.pdf
https://www.kreisgg.de/fileadmin/Wirtschaftsfoerderung/Wirtschaftsfoerderung/Broschueren_und_Berichte/6936_Praxisleitfaden_fuer_Rechenzentren_GG_D_230523.pdf
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14 	 	 Abkürzungen und  
 				    Begriffsbestimmungen 

Akronym bzw. Abkürzung Begriff Beschreibung, Erläuterung, 
Verweise

Anschlussleistung Leistung, die das Rechenzentrum in 
Summe benötigt (entspricht in der 
Regel der Generatorleistung)

BauGB Baugesetzbuch

BauNVO Baunutzungsverordnung

BImSchG Bundes-Immissionsschutzgesetz Genehmigungsverfahren für Kraftwerke, 
Verbrennungsanlagen etc.

BMWSB Bundesministerium für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen

BSI Bundesamt für Sicherheit in der Infor-
mationstechnik

Das BSI definiert u.a. Standortkriterien 
für RZ (www.bsi.bund.de)

BREEAM Building Research Establishment En-
vironmental Assessment Method

Britisches Zertifizierungssystem

DE-CIX Deutsche Commercial Internet Ex-
change

Internetknotenpunkt in Frankfurt am 
Main

DE-UZ Deutsches Umweltzeichen

DGNB Deutsche Gesellschaft für Nachhaltiges 
Bauen

Deutsches Zertifizierungssystem

EE Erneuerbare Energien

ENWG Energiewirtschaftsgesetz Gesetz über die Elektrizitäts- und Gas-
versorgung

EnEfG Energieeffizienzgesetz von 2023

ERF Energy Reuse Factor Anteil der wiederzuverwendenden 
Energie

GWh Gigawattstunden elektrische Leistung

HBO Hessische Bauordnung 

HEG Hessisches Energiegesetz

http://www.bsi.bund.de
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HMDI Hessisches Ministerium für Digitalisie-
rung und Innovation

HTAI Hessen Trade and Invest Wirtschaftsförderung des Landes 
Hessen

IT-Leistung Information-Technology-Leistung Leistung, die von der IT genutzt werden 
kann (entspricht ungefähr Wärmeleis-
tung)

kV Kilovolt (1.000 Volt)

kW Kilowatt (1.000 Watt)

LEA LandesEnergieAgentur

LEED Leadership in Energy and Environmen-
tal Design

US-Zertifizierungssystem

MWel Megawatt elektrische Leistung

MWth Megawatt thermische Leistung (Wärmeleistung)

MWhel Megawattstunden elektrische Energie

MWhth Megawattstunde thermische Energie (Wärmeenergie)

NDMA Notstromdieselmotoranlage Dieselgenerator bei Netzausfall

NEA Netzersatzanlagen i.d.R. Dieselgenerator bei Netzausfall

ÖPNV Öffentlicher Personennahverkehr

p.a. per annum pro Jahr

PPA Power Purchase Agreement Ist eine Stromkaufvereinbarung, oft ein 
langfristiger Stromliefervertrag zwischen 
zwei Parteien

PUE Power Usage Effectiveness zeigt das Verhältnis Gesamtleistung zu 
Leistung der IT-Ausrüstung – gängigste 
Effizienzkennzahl für Rechenzentren

RZ Rechenzentrum

SAIDIENWG System Average Interruption Duration 
Index

misst die jährliche kumulative Ausfall-
quote eines Netzanschlusses auf Mittel-
spannungsebene

WPG Wärmeplanungsgesetz Gesetz zur Dekarbonisierung der Wär-
meerzeugung 
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15 	  Glossar

Abwärmenutzung: Die den Rechenzentren zugeführte elektrische Ener-
gie wird in den Geräten und Anlagen vollständig in Wärme umgewandelt. 
Um die geforderten Betriebsparameter der IT-Geräte (z. B. zulässige Ma-
ximaltemperaturen) zu gewährleisten, muss diese Wärme abtransportiert 
werden. In der Vergangenheit wurde die Wärme fast immer an die Umge-
bungsluft abgegeben. Im Rahmen der Anstrengungen, klimafreundlich er-
zeugte Wärme bereitzustellen (Wärmewende), rückt die Abwärmenutzung 
aus Rechenzentren zunehmend in den Fokus. Gemäß Energieeffizienzge-
setz sind neue Rechenzentren ab 1. Juli 2026 zur Abwärmenutzung ver-
pflichtet. 

Adiabate Kühlung (Verdunstungskühlung): Bei der adiabaten Kühlung 
wird ausgenutzt, dass bei der Verdunstung von Wasser der Umgebung 
Wärme entzogen wird. Mithilfe dieser Technik kann die Energieeffizienz 
eines Rechenzentrums im Vergleich zu einer konventionellen Kühlung mit 
Kompressionskältemaschinen erhöht werden. Diese Effizienzverbesse-
rung wird allerdings durch einen deutlichen höheren Wasserverbrauch 
erkauft. 

Backbone: Mit Backbone wird der Kernbereich eines Telekommunikati-
onsnetzes mit sehr hohen Datenübertragungsraten bezeichnet. Ein Back-
bone-Netz wird üblicherweise mit Glasfasertechnik realisiert.

Cloud Computing: Mit Cloud Computing wird ein technologischer Ansatz 
beschrieben, mit dem IT-Ressourcen wie Speicherplatz, Rechenleistung 
oder Software als Dienstleistung über das Internet bereitgestellt werden. 
Cloud-Computing-Dienste werden insbesondere von Unternehmen ge-
nutzt, die die entsprechenden IT-Systeme und Softwarelösungen nicht 
selbst betreiben wollen. Auch die meisten Smartphone-Apps und Dienste 
wie Social Media und Videostreaming sind Cloud-Computing-Dienstleis-
tungen.

Colocation Rechenzentren: Colocation Rechenzentren sind Rechenzent-
ren, in denen ein Dienstleister alle gebäudebezogenen Aufgaben über-
nimmt und es seinen Kunden ermöglicht, ihre IT-Geräte wie Server sowie 
Speicher- und Netzwerktechnik in seinem Rechenzentrum aufzustellen. 
Der Betrieb der IT-Geräte erfolgt durch den Kunden selbst.

Corporate-Rechenzentrum: Als Corporate-Rechenzentrum werden Re-
chenzentren bezeichnet, die von Unternehmen und Behörden für eigene 
Zwecke am eigenen Standort betrieben werden. Man spricht auch von On-
Premises-Rechenzentren. 

Direct Liquid Cooling (auch Direct Chip Cooling): Mittels eines direkt am 
Prozessor angebrachten wasserdurchströmten Kühlkörpers wird die Wärme 
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aus dem Server abgeführt. Da Wasser über eine Wärmekapazität verfügt, 
die 3.300 mal höher ist als die von Luft, eignet sich eine solche Kühlung 
vor allem für IT-Systeme mit einer hohen energetischen Dichte, wie sie z. B. 
im Rahmen von High Performance Computing oder bei Anwendungen im 
Bereich der künstlichen Intelligenz genutzt werden (Sverdlik, 2018).

Direkte freie Kühlung: Wird ein Rechenzentren direkt frei gekühlt, so wird 
die kühle Außenluft direkt durch Lüfter eingesogen und damit die IT-Gerä-
te in den Rechenzentren gekühlt. Je nach den äußeren Bedingungen muss 
ggf. zusätzliche Kälte erzeugt oder die Luft be- bzw. entfeuchtet werden. 
Zudem ist Steuerungs-, Filter- und Regelungstechnik notwendig, um die 
Qualität der Kühlluft sicherzustellen. 

Edge Computing: Mit Edge Computing ist die dezentrale Datenverarbei-
tung am Rand des Internets, der sogenannten Edge, gemeint. Steigendes 
Datenaufkommen und hohe Latenzanforderungen führen dazu, dass im-
mer mehr Daten möglichst nah am Entstehungsort verarbeitet werden.

Edge-Rechenzentrum: Ein Edge-Rechenzentrum ist ein meist kleineres Re-
chenzentrum am Rand des Internets, in dem die dezentral entstehenden 
Daten nah am Ort der Entstehung verarbeitet werden. Unter Edge-Rechen-
zentren wird eine große Spannbreite unterschiedlicher Rechenzentrums-
typen verstanden, von einzelnen Servern an 5G-Mobilfunk-Basisstationen 
über Container-Rechenzentren oder kleine Rechenzentren, die im Rahmen 
von Smart-City-Projekten aufgebaut werden, bis hin zu großen Metro-Ed-
ge-Rechenzentren.

High Performance Computing: Mit High Performance Computing (HPC – 
Hochleistungsrechnen) ist der Bereich des computergestützten Rechnens 
gemeint, bei dem eine hohe Rechenleistung oder Speicherkapazität er-
forderlich ist. HPC-Systeme werden insbesondere im wissenschaftlichen 
Bereich (z. B. Klimasimulationen, Wettersimulationen, Quantenphysik) be-
nötigt. Aber auch wirtschaftliche Anwendungen benötigen zunehmend 
HPC-Systeme. Beispiele aus diesem Bereich sind Crash-Simulationen, 
Strömungssimulationen, die Erstellung von Animationsfilmen sowie eine 
Vielzahl neuer Anwendungen, die im Rahmen der Entwicklungen von 
künstlicher Intelligenz entstehen. 

Housing: Anderer Begriff für Colocation.

Hyperscale-Cloud-Rechenzentren: Mit dem Begriff Hyperscaler werden 
IT-Systeme bezeichnet, in denen Tausende oder auch Millionen von Ser-
vern miteinander verbunden sind und die in hohem Maße erweiterbar 
sind. Vor allem beim Cloud Computing kommen solche IT-Systeme zum 
Einsatz. Hyperscale-Cloud-Rechenzentren sind demnach sehr große Re-
chenzentren von meist sehr großen Cloud-Anbietern. Die Verwendung 
des Begriffs Hyperscale-Rechenzentren in der Literatur und Praxis ist nicht 
einheitlich. Teilweise werden mit Hyperscale-Rechenzentren auch verein-
fachend alle sehr großen Rechenzentren bezeichnet, z. B. ab einer elektri-
schen Anschlussleistung von 5 MW (Kidd, 2018; Sverdlik, 2019).
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Indirekte freie Kühlung: Bei der indirekten freien Kühlung wird die Luft im 
Rechenzentrum über ein Kühlmedium (z. B. Wasser-Glykol-Gemisch) ge-
kühlt, das an der Außenluft abgekühlt wird.

IT-Fläche: Mit IT-Fläche ist die Fläche innerhalb von Rechenzentren ge-
meint, die für das Aufstellen der IT-Systeme (Server, Speichersysteme, 
Netzwerktechnik) zur Verfügung steht.

Latenzzeit: Mit Latenzzeit wird die Zeitverzögerung bei der Kommunika-
tion in Netzwerken bezeichnet, die zwischen Absenden und Empfang der 
Daten entsteht. Die Latenzzeit zeigt also an, wie lange die Datenübertra-
gung über das Netzwerk dauert. Die Latenzzeit ist insbesondere abhängig 
vom technischen Aufbau des Netzes und von der Entfernung zwischen Da-
tensender und Datenempfänger. Bei einer Vielzahl von Anwendungen hat 
die Latenzzeit einen erheblichen Einfluss auf die Servicequalität. Solche 
Anwendungen gibt es insbesondere bei Finanztransaktionen, E-Health, 
Robotik oder künftig beim autonomen Fahren. Auch für die Kommunika-
tion über Videokonferenzen oder für Online-Spiele sind Latenzzeiten ent-
scheidend für deren Qualität. 

Metro-Edge-Rechenzentren: Mit dem Begriff Metro-Edge-Rechenzentrum 
werden Edge-Rechenzentren bezeichnet, in denen Angebote von Hyper-
scale-Cloud-Anbietern bereitgestellt werden. Die Anbieter betreiben 
diese dezentralen Rechenzentren zusätzlich zu ihren großen zentralen 
Rechenzentren, um geringe Datenübertragungszeiten (niedrige Latenz-
zeiten) zu ermöglichen. Solche Metro-Edge-Rechenzentren haben typi-
scherweise Anschlussleistungen im einstelligen Megawattbereich. 

Multi-Tenant-Colocation-Rechenzentrum: Bei einem Multi-Tenant-Colo-
cation-Rechenzentren hat der Dienstleister mehrere Kunden in einem Re-
chenzentrum. Diese Kunden können z. B. nur einzelne Racks oder sogar 
nur einzelne Höheneinheiten im Rack mieten. Größere Kunden mieten z. B. 
durch Gitter abgeschlossene Bereiche – sogenannte Cages – oder ganze 
Räume im Rechenzentrum. 

Natürliche Kältemittel: Für die Kühlung von Rechenzentren können unter-
schiedliche Kältemittel verwendet werden. Synthetische Kältemittel, die in 
Rechenzentren eingesetzt werden, haben bei der Freisetzung in der Re-
gel eine klimaschädliche Wirkung. Natürliche Kältemittel wie z. B. Propan  
(R 290), Ammoniak (R 717) und Wasser (R 718) haben dagegen keine oder 
nur eine geringe klimaschädigende Wirkung.

On-Premises-Rechenzentrum: Diese Bezeichnung beschreibt Rechenzen-
tren, die Unternehmen oder Behörden an eigenen Standorten eingerich-
tet haben und die von ihnen selbst betrieben werden. 

Partielle PUE (pPUE): Der partielle PUE-Wert (siehe PUE) stellt eine Kenn-
ziffer dar, die jeweils nur für einen bestimmten Teil der Gebäudetechnik 
eine Aussage über ihren Energiebedarf im Verhältnis zum IT-Energiebe-
darf ermöglicht. Partielle PUE-Werte werden üblicherweise für die Strom-
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versorgung, die Kühlung (Kälteverteilung) und die Kälteerzeugung ermit-
telt (The Green Grid, 2011).

Power Purchase Agreement (PPA): Ein Power Purchase Agreement ist eine 
Stromkaufvereinbarung zwischen zwei Parteien, bei der in einem Vertrag 
die Konditionen geregelt werden. Zumeist wird der Vertrag zwischen dem 
Stromanbieter und dem Stromabnehmer vereinbart. Neben der Stromlie-
fermenge, Strompreisen und Vertragsstrafen können hier auch die Anteile 
an erneuerbaren Energien geregelt werden. Erfolgt die Stromerzeugung 
ausschließlich durch erneuerbare Energien, spricht man häufig von Green 
PPA.

Power Usage Effectiveness (PUE): Die PUE ist ein Maß für das Verhältnis 
des Gesamtenergiebedarfs eines Rechenzentrums zum Energiebedarf 
der IT im Rechenzentrum. Sie ist vergleichbar mit der im Energieeffizienz-
gesetz definierten Energieverbrauchseffektivität. Der Unterschied liegt da-
rin, dass bei der PUE-Bestimmung auch die Energiemenge berücksichtigt 
wird, die für die Aufbereitung von Abwärme aus Rechenzentren benötigt 
wird. Damit verschlechtert sich der PUE-Wert bei der Einführung von Ab-
wärmenutzung. Um diesen Effekt auszugleichen, wurde im Energieeffizi-
enzgesetz die Energieverbrauchseffektivität anders definiert. Theoretisch 
kann die PUE einen optimalen Wert von 1 erreichen, weil dann die gesam-
te Leistung in die IT fließt. 

Single-Tenant-Colocation-Rechenzentrum: Ein Single-Tenant-Colocation-
Rechenzentrum ist ein Rechenzentrum, das vom Dienstleister nur für einen 
einzigen Kunden betrieben wird. Typische Kunden sind große Hyperscale-
Cloud-Anbieter oder auch große Behörden. 

Verdunstungskühlung: Siehe adiabate Kühlung.

Verfügbarkeitsklassen: Der Ausfall von Rechenzentren oder IT-Systemen 
allgemein kann erhebliche Schäden hervorrufen. Die Einteilung von Re-
chenzentren oder IT-Systemen in Verfügbarkeitsklassen ist eine Hilfestel-
lung, um sie hinsichtlich der Ausfallrisiken bewerten und vergleichen zu 
können. Für Rechenzentren sind insbesondere die in der Normenreihe  
EN 50600 „Informationstechnik – Einrichtungen und Infrastrukturen von 
Rechenzentren“ definierten Verfügbarkeitsklassen von Bedeutung. 
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